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1. Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 5,2 ha und befindet sich im Süd-
osten der Ortslage von Lorsch, nördlich des Starkenburgrings (L 3111). Die 
Flächen sind im Bestand durch eine Senioren-Residenz, ein Pflegezentrum 
und einen gewerblichen Betrieb zu einem geringen Teil bebaut. Die sonstigen 
Flächen werden überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Das Plangebiet wird 
eingerahmt durch den Starkenburgring im Süden, durch ein Gewerbegebiet 
im Westen, die freie Feldflur im Norden und durch eine kleinere Waldfläche 
im Osten.  

 

 
Lage des Planungsgebietes 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird begrenzt: 

- im Norden:  durch die südliche Grenze des Flurstücks 10, 

- im Osten:  durch die westlichen Grenzen der Flurstücke 47, 48 und 
49, 

- im Süden:  durch die nördlichen Grenzen der Flurstücke 89, 86, 85/2, 
60/1, 128/49, 140/16 (Ludwig-Gärtner-Straße) und 129/21, 
sowie  

- im Westen: durch eine Verlängerung der östlichen Grenze des Flur-
stücks 129/21 und durch die östlichen Grenzen der Flur-
stücke 4/34, 282/3 (Am Forstbann), 252/70. 
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke 11, 12, 13, 
17/1, 19/1, 24/7, 24/4, 24/5, 24/6, 24/3, 140/18 und 130/28 vollständig, sowie 
die Flurstücke 29/1, 57/1 (Starkenburgring), 88, 130/22, 130/26, 287/13, 
284/17 und 283/24 teilweise.  

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ergibt sich aus der Plan-
zeichnung zum Bebauungsplan. 

 

2. Erforderlichkeit der Planung und wesentliche Planungsziele 

Die Stadt Lorsch hat im Jahr 2016 den Bebauungsplan Nr. 57 „Schön Klinik 
Lorsch“ aufgestellt. Dieser Bebauungsplan wurde durch Veröffentlichung am 
21.03.2017 rechtsverbindlich. Der Bebauungsplan wurde auf einer kleinen 
Teilfläche durch den Neubau zweier Senioren- bzw. Pflegeeinrichtungen und 
eines Gewerbebetriebs umgesetzt. Die betreffenden Flächen sind als Sonder-
gebiet mit der Zweckbestimmung „Gebiet für gesundheitliche Flächen“ und als 
eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt. 

Das ursprüngliche zentrale Planungsziel des Bebauungsplans, die planungs-
rechtliche Absicherung des Neubaus eines Krankenhauses, ist jedoch auf-
grund geänderter Absichten des ursprünglichen Vorhabenträgers zwischen-
zeitlich nicht mehr realisierbar. Die im rechtsgültigen Bebauungsplan als Son-
dergebiet mit der Zweckbestimmung „Klinikgebiet“ festgesetzten Flächen süd-
lich der Bestandsbebauung können daher nicht mehr in der ursprünglich be-
absichtigten Form bebaut werden.  

Die Stadt Lorsch strebt daher eine anderweitige Nutzung der planungsrecht-
lich bereits ausgewiesenen Bauflächen an. Da eine höherwertige Nutzung 
z.B. durch Wohnungsbau aufgrund bestehender gewerblicher Nutzungen in 
der Nachbarschaft nicht in Betracht kommt und da die Stadt Lorsch zugleich 
einer stetigen Nachfrage nach Baugrundstücken für gewerbliche Nutzungen 
sowie für gesundheitliche Zwecke, die in den bestehenden Baugebieten nicht 
mehr gedeckt werden kann, unterliegt, beabsichtigt die Stadt Lorsch die bis-
lang unbebauten Baugrundstücksflächen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“ einer gewerblichen Nutzung bzw. ei-
ner Nutzung als Sondergebiet für gesundheitliche Zwecke zuzuführen. 

Am nördlichen Rand der realisierten Bebauung wurde eine öffentliche Er-
schließungsstraße hergestellt, die bislang nur einseitig bebaut ist. Für eine 
wirtschaftliche Nutzung der hergestellten Erschließungsanlagen ist ergänzend 
vorgesehen, die Baufläche nach Norden in einer Bautiefe auszudehnen. 
Diese Flächen sind aktuell planungsrechtlich als Außenbereich gemäß § 35 
BauGB zu bewerten. 

 

Zur planungsrechtlichen Absicherung der Umnutzung der bislang als Sonder-
gebiet „Klinikgebiet“ festgesetzten Flächen und zur Erweiterung der Bebau-
ungsmöglichkeiten Richtung Norden wird eine Änderung und Erweiterung des 
rechtsgültigen Bebauungsplans erforderlich. Aufgrund der engen inhaltlichen 
Verknüpfungen wird der Bebauungsplan dabei vollständig neu gefasst und 
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erhält in diesem Zusammenhang auch die neue Bezeichnung „Nördlich des 
Starkenburgrings“. 

  

Planerische Zielsetzung der Gemeinde für die Aufstellung des Bebauungs-
plans ist insbesondere 

• die Umnutzung einer Sondergebietsfläche, für die eine Bebauung in der 
bislang vorgesehenen Form nicht mehr zu erwarten ist, in Gewerbegebiets-
flächen 

• die wirtschaftliche Nutzung bereits bestehender Erschließungsanlagen 
durch Ergänzung von Bauflächen 

• die Sicherung einer angemessenen landschaftlichen Einbindung 

• die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse unter Beachtung 
der Auswirkungen durch die umgebenden Nutzungen. 

 

3. Erforderlichkeit der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Flächen 

Gemäß § 1 Abs. 2 BauGB sollen landwirtschaftlich oder als Wald genutzte 
Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Notwendigkeit 
der Umwandlung landwirtschaftlicher oder als Wald genutzter Flächen soll be-
gründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innen-
entwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, 
Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten 
zählen können. 

Gegenüber dem bestehenden Planungsrecht beschränkt sich die Neuinan-
spruchnahme landwirtschaftlicher Flächen auf einen kleinen Teilbereich des 
Plangebiets nördlich der bestehenden Bebauung. Durch den Bebauungsplan 
Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“ bestehen für den südlichen Teil bereits Baurechte 
im gleichen Umfang, so dass der Verlust landwirtschaftlicher Flächen auch bei 
einem Verzicht auf die Änderung des Bebauungsplans zu erwarten wäre.  

Die Flächen nördlich der Bestandsbebauung sind bereits durch die Hildegard-
von-Bingen-Straße vollständig erschlossen. Die landwirtschaftlichen Flächen 
werden zudem nach Norden durch ein Feldgehölz von der freien Feldflur ab-
geschirmt. Die bislang nicht zulässige Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Flächen umfasst ein Gebiet von lediglich ca. 0,57 ha Größe. 

Die Inanspruchnahme der bislang landwirtschaftlich genutzten Flächen wird 
seitens der Stadt Lorsch daher als hinnehmbar betrachtet. 

 

4. Verhältnis zu übergeordneten Planungen und sonstigen Plä-
nen 

4.1. Regionalplan 

 Regionalplan Südhessen 

Der Regionalplan Südhessen weist der Stadt Lorsch die Funktion eines Mit-
telzentrums und die Funktion „Siedlungsbereich Gewerbe“ zu. Das Plangebiet 
selbst ist als Vorranggebiet Siedlung in Planung ausgewiesen. Die westlich 
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an das Plangebiet angrenzenden Flächen sind im südlichen Bereich als Vor-
ranggebiet Industrie und Gewerbe und im nördlichen Bereich als Vorrangge-
biet Siedlung ausgewiesen. Im Norden setzt sich das Vorranggebiet Siedlung 
in Planung fort. Im Osten folgt ein Vorranggebiet für die Landwirtschaft, das 
mit durch einen Regionalen Grünzug überlagert wird. Im Süden grenzt ein 
Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft an. 

 

 
Regionalplan Südhessen (Ausschnitt) 

 

 Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar 

Der Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar besitzt im hessischen Teilraum 
nur einen Vorschlagscharakter. Er bildet allerdings die inhaltliche Grundlage 
für die Aufstellung des Regionalplans Südhessen; der Planinhalt ist im Rah-
men eines Regionalplanaufstellungs- oder Änderungsverfahrens zu berück-
sichtigen. 

Im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar ist das Plangebiet als Siedlungs-
fläche Wohnen in Planung dargestellt. Dabei handelt es sich um eine nach-
richtliche Darstellung, der kein Zielcharakter zukommt. 
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Weiterhin überträgt der Einheitliche Regionalplan der Stadt Lorsch die Funk-
tionen eines Mittelzentrums sowie die Funktionen als Siedlungsbereich Woh-
nen und Siedlungsbereich Gewerbe. In den Siedlungsbereichen Gewerbe sol-
len neben der Bestandssicherung und Weiterentwicklung vorhandener Be-
triebe, unter Berücksichtigung der lokalen und regionalen Rahmenbedingun-
gen, auch angemessene Flächenreserven für ergänzende gewerbliche Neu-
ansiedlungen vorgehalten werden.  

 

 
Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar (Ausschnitt) 

 

Im Rahmen der bereits beschlossenen, aber noch nicht genehmigten 1. Tei-
länderung des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar ergeben sich für 
das Plangebiet gemäß den Entwurfsunterlagen zur Beschlussfassung keine 
veränderten Darstellungen. 

 

4.2. Flächennutzungsplan 

Der überwiegende Teil des Plangebiets liegt innerhalb der 4. Teiländerung 
des Flächennutzungsplans der Stadt Lorsch. Dieser stellt die südlichen unbe-
bauten Flächen als Sondergebiet „Klinikgebiet“, den östlichen Teil der bebau-
ten Flächen als Sondergebiet „Gesundheitliche Zwecke“ und den westlichen 
Teil der bebauten Flächen als gewerbliche Baufläche dar. Die Flächen im Be-
reich des sog. „ehemaligen Landgraben“ sind als Grünfläche dargestellt. Im 



Stadt Lorsch, Begründung zum Bebauungsplan Nr. 57-1 „Nördlich des 
Starkenburgrings“ Fassung zur Offenlage vom 17.09.2025 

 

Seite 11 

 

Nordwesten ist ein kleiner Teil als gemischte Baufläche dargestellt. Der Star-
kenburgring ist als ‚sonstige überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstraße‘ 
ausgewiesen.  

 

4. Teiländerung des Flächennutzungsplans der Stadt Lorsch (Auszug)  

 

Für die unbebauten Flächen nördlich des Sondergebiets bzw. der gewerbli-
chen Baufläche, die nicht innerhalb des Geltungsbereichs der 4. Teiländerung 
des Flächennutzungsplans liegen, ist die Ursprungsfassung des Flächennut-
zungsplans der Stadt Lorsch, die am 23.01.2007 wirksam wurde, maßgebend. 
Die betreffenden Flächen sind dort als „Flächen für die Landwirtschaft“ darge-
stellt.  
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Flächennutzungsplans der Stadt Lorsch (Auszug) 

 

Die Bebauungsplan-Änderung kann somit nicht aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt werden. Daher wird eine Änderung des Flächennutzungspla-
nes im Parallelverfahren durchgeführt. 

 

4.3. Bestehendes Baurecht im Planungsgebiet 

Das Plangebiet befindet sich größtenteils im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“, mit Satzungsbeschluss vom 
20.12.2016. Dieser setzt als Art der baulichen Nutzung für die südlichen un-
bebauten Flächen ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Kli-
nikgebiet“ fest. Zulässig sind Einrichtungen der Klinik, der Unterbringung me-
dizinischer Dienstleistung und Versorgung. Ebenso zulässig sind Ärztehäuser 
sowie Räume und Gebäude für freie Berufe des Gesundheitswesens. Einzel-
handel innerhalb des Klinikgebäudes ist unter Beschränkungen für Sortiment, 
Anzahl und Größe der Verkaufsflächen zulässig.  

Die bebauten Flächen sind im östlichen Teil als Sonstiges Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung „Gesundheitliche Zwecke“ festgesetzt. Zulässig sind 
Anlagen und Nutzungen zur Betreuung von pflegebedürftigen Menschen, Ärz-
tehäuser sowie Räume und Gebäude für freie Berufe des Gesundheitswe-
sens. Ausnahmsweise zulässig sind Büro- und Verwaltungsgebäude sowie 
Wohnungen für Pflegepersonal, Betriebsleiter und -inhaber.  
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Die bebauten Flächen sind im westlichen Teil als Eingeschränktes Gewerbe-
gebiet festgesetzt. Zulässig sind Gewerbebetriebe aller Art, die die Schutzan-
sprüche der gesundheitlichen Einrichtungen nicht stören, Büro- und Verwal-
tungsgebäude sowie Beherbergungsbetriebe, in denen nicht gewohnt wird 
und Anlagen für gesundheitliche Zwecke. Unzulässig sind Gewerbebetriebe 
(in Form von Prostitutionsbetrieben aller Art), Lagerhäuser, Lagerplätze und 
öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, Tankstel-
len, sowie Anlagen für sportliche Zwecke. Außerdem unzulässig sind Einzel-
handelsbetriebe, Anlagen für kirchliche Zwecke und Vergnügungsstätten.  

Für alle Baugebiete gelten Emissionskontingente, welche tagsüber und 
nachts von den Nutzungen nicht überschritten werden dürfen.  

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch eine maximal zulässige Grundflä-
chenzahl (GRZ) von 0,8 sowie durch eine maximal zulässige Geschossflä-
chenzahl (GFZ) von 2,4 und eine Baumassenzahl von 10,0 bestimmt. Die 
Höhe der baulichen Anlagen ist auf maximal 15,5 m beschränkt, wobei im 
südlichen Teil des „Klinikgebiets“ maximal 12 m Gebäudehöhe zulässig sind. 
Es gilt die abweichende Bauweise.  

Die Flächen im Bereich des sog. „ehemaligen Landgraben“ sind als öffentliche 
Grünfläche festgesetzt. Diese wird von einem Pflanz-, bzw. Erhaltungsgebot 
für Bäume und Sträucher überlagert. Entlang des Starkenburgrings befindet 
sich ebenfalls eine Grünfläche mit Pflanzgebot. Im Osten, im Bereich des be-
fahrbaren Wirtschaftswegs, ist eine Fläche zur Entwicklung einer Magerrasen-
fläche festgesetzt.  

Die Flächen nördlich der bestehenden Bebauung liegen außerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans „Schön Klinik Lorsch“. Sie sind daher 
dem unbeplanten Außenbereich gemäß § 35 BauGB zuzuordnen. Im Außen-
bereich ist ein Bauvorhaben – mit Ausnahme weniger privilegierter Vorhaben 
– grundsätzlich unzulässig. Eine Bebauung durch soziale Einrichtungen bzw. 
eine Gewerbebebauung in der angestrebten Form erfüllen diese Vorausset-
zungen nicht. 
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Bebauungsplan Nr. 57 „Schön Klinik“ (Auszug) 

 

4.4. Planungsrechtliche Situation im Umfeld 

Für die bebauten Flächen westlich des Geltungsbereichs der Bebauungsplan-
Änderung besteht kein Bebauungsplan. Die Flächen sind daher dem unbe-
planten Innenbereich zuzuordnen. Als Art der baulichen Nutzung kommt den 
Flächen der Charakter eines Gewerbegebiets zu. Nur entlang des Richtung 
Norden führenden Teilabschnitts der Straße „Am Forstbann“ kann ein Misch-
gebiet zugrunde gelegt werden. 

Südlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Nr. 18 „Sport- und Freizeitzentrum Ost“ mit Satzungsbe-
schluss vom 16.06.1987. Dieser setzt ein Sondergebiet mit der Zweckbestim-
mung „Tennishalle, Sporthalle, Funktionsgebäude und Geräteräume“ fest.  
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Bebauungsplans Nr. 18 „Sport- und Freizeitzentrum Ost“ (Auszug) 

 

5. Fachrechtliche Schutzgebiete und Unterschutzstellungen 

5.1. Naturschutzrechtliche Schutzgebiete  

Im Plangebiet befinden sich keine naturschutzrechtlichen Schutzgebiete oder 
Unterschutzstellungen. 

 

5.2. Wasserschutzrechtliche Schutzgebiete  

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des „Grundwasserbewirtschaftungs-
planes Hessisches Ried“. Dieser stuft das Plangebiet als „Vernässungsge-
fährdete Fläche“ ein.  

Nach dem „Hochwasserrisikomanagementplan für das Einzugsgebiet Ober-
rhein (Hess. Ried) mit Weschnitz“ (RP Darmstadt, Juni 2015) befindet sich 
das Plangebiet innerhalb des westlichen Randbereichs der potenziellen Über-
schwemmungsgrenze eines extremen Hochwassers. Das geplante Baugebiet 
befindet sich damit in einem überschwemmungsgefährdeten Gebiet der We-
schnitz, welches bei Überschreitung des Bemessungshochwassers oder bei 
Versagen von Deichen überschwemmt werden kann. 

 

6. Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation  

6.1. Vorhandene Nutzung 

Das Gebiet ist derzeit durch die Hildegard-von-Bingen-Straße baulich er-
schlossen und im südlichen Bereich der Straße mit einer Seniorenresidenz, 
einem Pflegezentrum und einem gewerblichen Betrieb bebaut. Die nicht über-
bauten Flächen werden größtenteils ackerbaulich genutzt. An der nördlichen 
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Plangebietsgrenze befindet sich ein Feldgehölz mit hochwertigen Vegetati-
onsstrukturen.  

Die westlich des Geltungsbereichs liegende Bebauung zeichnet durch groß-
flächige, hohe Hallenbauten aus. Nördlich der gewerblichen Hallenbauten 
schließt die ein- bis zweigeschossige Bebauung eines Mischgebietes an. Öst-
lich schließt eine kleine Waldfläche an. Südlich des Geltungsbereiches befin-
det sich verschiedene Sportanlagen.  

Die Gebäudehöhen der bestehenden Gewerbehallen im Westen betragen im 
nördlichen Abschnitt max. ca. 16,00 m für die Traufwand sowie ca. 17,90 m 
für die Oberkante des Dachfirstes, und im südlichen Abschnitt 7,10 m für die 
Traufwand und 9,10 m für den First. Die südlich des Geltungsbereiches lie-
gende Tennishalle weist eine Traufwandhöhe von ca. 11,50 m auf. 

 

6.2. Vorhandene Erschließung 

Das Plangebiet ist durch die Hildegard-von-Bingen-Straße teilweise baulich 
erschlossen. Die Straße kann für die Erschließung des nördlichen Teilbe-
reichs herangezogen werden.  

Der südliche Teil des Plangebiets ist derzeit nur direkt vom angrenzenden 
Starkenburgring im Süden anfahrbar. Die verkehrliche Erschließung des süd-
lichen Bereichs kann durch die Anbindung einer Stichstraße an den Starken-
burgring erfolgen. Der an die Bauflächen angrenzende Straßenabschnitt be-
findet sich straßenrechtlich innerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenzen. 

Die Erschließung durch den Öffentlichen Personennahverkehr ist durch die 
die bestehenden Haltestellen „Sportpark Ehlried“ der Buslinien 641 und 643 
am Starkenburgring gesichert.  

 

6.3. Technische Infrastruktur 

Die Baugrundstücke, welche von der Hildegard-von-Bingen-Straße erschlos-
sen werden, sind durch die bestehenden Leitungsnetze bereits grundsätzlich 
mit Strom, Gas, Wasser und Telekommunikation versorgt sowie an das be-
stehende Kanalnetz angeschlossen. Der südliche Teilbereich ist derzeit nur 
durch den Starkenburgring erschlossen. Die Anbindung des südlichen Be-
reichs des Plangebiets an die bestehende technische Infrastruktur kann über 
eine Stichstraße bzw. eine Zufahrt vom Starkenburgring aus erfolgen. 

 

6.4. Vorhandener Zustand von Natur und Landschaft  

Bezüglich der vorhandenen Situation von Natur und Landschaft wird auf den 
Umweltbericht (Kap. 9.4) verwiesen, in dem die Belange des Umweltschutzes 
ausgeführt werden. 

 

6.5. Artenschutz 

Aufgrund der im Planungsgebiet vorhandenen Biotopstrukturen, insbeson-
dere dem Feldgehölz im Norden des Plangebiets, kann für das Plangebiet 
nicht ausgeschlossen werden, dass besonders geschützte Arten bzw. streng 
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geschützte Arten im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes vorkommen. Da-
her wurde zum Bebauungsplan ein artenschutzrechtliches Gutachten erstellt 
(Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“ 
in Lorsch – Artenschutzgutachten, BFL Heuer & Döring Landschaftsarchitek-
tur und Bauleitplanung, Wiesbaden, Juli 2025).  

Es wird auf die Ausführungen in Kapitel 9.4.5 des Umweltberichts verwiesen.  

 

6.6. Bodenschutz 

Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen Landesamtes für Umwelt und 
Geologie ergeben sich für den Plangeltungsbereich keine Hinweise auf das 
Vorhandensein von Altflächen (Altstandorte, Altablagerungen), schädliche 
Bodenveränderungen und/ oder Grundwasserschäden.  

 

6.7. Kampfmittel 

Im Rahmen des Verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“ 
wurden geomagnetische Untersuchungen des Gebietes durchgeführt, in die 
auch der Kampfmittelräumdienst einbezogen wurde. Dabei wurden Funde 
festgestellt, die in der Folge weitestgehend beräumt wurden. Die bereits in 
den Bebauungsplan einbezogenen Flächen gelten somit als kampfmittelfrei. 

Für die Flächen, die durch die Erweiterung des Bebauungsplans Richtung 
Norden neu als Bauflächen ausgewiesen werden sollen, wurden am 
27.02.2023 aufgrund der Vorerkenntnisse für die südlich gelegenen Flächen 
ebenfalls nähere Untersuchungen durch die GGU – Gesellschaft für Geophy-
sikalische Untersuchungen mbh in Karlsruhe - durchgeführt. 

Gemäß dem Bericht „Lorsch, In den langen Ruten Süd – Erkundung nach 
Kampfmitteln mit Geomagnetik – Messbericht“ vom 10.03.2023 wurden im 
Rahmen der Untersuchung insgesamt 54 Objekte (magnetisches Moment ab 
ca. 0,12 Am²) identifiziert. Es befinden sich demnach im Untersuchungsge-
biet: 

- ein Objekt der Kategorie 1 (stark erhöhter Verdacht“)  

- keine Objekte der Kategorie 2 und  

- zwei Objekte der Kategorie 3 („leicht erhöhter Verdacht“). 

Alle weiteren gefunden Objekte können der vierten Kategorie (geringer Ver-
dacht“) zugeordnet werden. 

 

Die im Zuge der geomagnetischen Untersuchungen festgestellten Anomalien 
wurden daraufhin von einer Fachfirma mittels Aufgrabung überprüft. Gemäß 
dem Abschlussbericht vom 27.09.2024 (OBK GmbH, Bensheim) wurden 
keine Hinweise auf Kampfmittel festgestellt. 

 

6.8. Denkmalschutz 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Schön-Klinik Lorsch“ wurde 
eine geomagnetische Untersuchung des Gebietes durchgeführt. Das Ergeb-
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nis lies keine archäologischen Befunde erwarten. Dennoch wurde eine wei-
tere Sondierung zum Ausschluss möglicher Befunde durchgeführt. Auch hier 
wurden keine Funde festgestellt.  

Für die Flächen, die durch die Erweiterung des Bebauungsplans Richtung 
Norden neu als Bauflächen ausgewiesen werden sollen, wurden aufgrund der 
Markierung der Fläche des Plangebiets im Geoportal Hessen als eingetrage-
nes Flächendenkmal ebenfalls nähere Untersuchungen am 27.02.2023 durch 
die GGU – Gesellschaft für Geophysikalische Untersuchungen mbh in Karls-
ruhe in Kooperation mit einer Archäologin durchgeführt. Gemäß dem Endbe-
richt „Lorsch, In den langen Ruten Süd – Erkundung nach archäologischen 
Resten mit Geomagnetik – Messbericht“ vom 10.03.2023, zeigen sich Ano-
malien, bei denen es sich um archäologische Befunde handeln kann. Um eine 
Aussage zur Art dieser Anomalien treffen zu können, sind weitere Untersu-
chungen (z. B. Sondagen, Bohrungen) notwendig.  

 

7. Planung 

7.1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

 Art der baulichen Nutzung 

Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung gliedern sich in drei Teilbe-
reiche: 

 

Sondergebiet „Gebiet für gesundheitliche Zwecke“ 

Das im bislang gültigen Bebauungsplan festgesetzte Sondergebiet „Gebiet für 
gesundheitliche Zwecke“ wird in die Änderung des Bebauungsplans übernom-
men und auf die nördlich der Hildegard-von-Bingen-Straße liegenden Flächen 
ausgedehnt.  

Zulässig sind – wie bislang - Anlagen und Nutzungen zur Betreuung von pfle-
gebedürftigen Menschen, Ärztehäuser sowie Räume und Gebäude für freie 
Berufe des Gesundheitswesens. Ausnahmsweise zulässig sind zudem Büro- 
und Verwaltungsgebäude sowie Wohnungen für Pflegepersonal, Betriebslei-
ter und -inhaber. Die ausnahmsweise zulässigen Wohnnutzungen werden je-
doch erweitert um Wohnungen für Angehörige pflegebedürftiger Menschen, 
da hier erfahrungsgemäß ein erheblicher Bedarf besteht. 

Die Flächen südlich der Hildegard-von-Bingen-Straße sind bereits entspre-
chend den Vorgaben des Bebauungsplans bebaut. Für die nördlich angren-
zenden Flächen besteht eine konkrete Nachfrage nach einer Ergänzung der 
bestehenden Nutzungen. Städtebaulich sind die Erweiterungsflächen auf-
grund der gegebenen Vorprägung für die angedachte Nutzung geeignet. 

 

Eingeschränktes Gewerbegebiet entlang der Hildegard-von-Bingen-Straße 

Das eingeschränkte Gewerbegebiet entlang der Hildegard-von-Bingen-
Straße wurde im bislang gültigen Bebauungsplan als Pufferfläche zwischen 
den gewerblichen Nutzungen im Westen und den Mischgebietsnutzungen im 
Nord-Westen des Gebietes einerseits und andererseits den damals geplan-
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ten, zwischenzeitlich realisierte Nutzungen für gesundheitliche Zwecke ange-
siedelt. Somit wurde erreicht, dass im Hinblick auf die angestrebten Nutzun-
gen, die Umsetzung von Schallschutzmaßnahmen und der getroffenen Ge-
räuschkontingentierung keine Konfliktpotentiale entstehen.  

Auch diese Konzeption wird auf die nördlich der Hildegard-von-Bingen-Straße 
liegenden Flächen ausgedehnt. Um eine Zufahrt zu diesen Flächen über die 
entwässerungstechnisch notwendige Verkehrsfläche zu ermöglichen, wird 
festgesetzt, dass die in der Planzeichnung festgesetzten Verkehrsgrünflächen 
je angrenzendem Baugrundstück in einer Breite von maximal je 12,0 m durch 
Zufahrten zu diesen Baugrundstücken in Anspruch genommen werden dür-
fen. 

Die Festsetzungen zu den zulässigen Nutzungen werden weitgehend aus 
dem bislang gültigen Bebauungsplan übernommen. Zulässig sind demnach 
Gewerbebetriebe aller Art, die die Schutzansprüche der gesundheitlichen Ein-
richtungen nicht stören. Weiter sind zulässig Büro- und Verwaltungsgebäude 
sowie Beherbergungsbetriebe. Neu zugelassen werden Geschäftsgebäude, 
wobei der Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben unverändert bestehen 
bleibt. Es ist jedoch kein städtebaulicher Grund erkennbar, warum Betrieb des 
Dienstleistungsgewerbes mit Kundenverkehr ausgeschlossen werden sollen. 
Für Beherbergungsbetriebe entfällt die Beschränkung „in denen nicht ge-
wohnt wird“, da für diese Beschränkung ebenfalls keine Erforderlichkeit er-
kennbar ist. Sofern die allgemeine Zweckbestimmung des Baugebietes ge-
wahrt bleibt, sind Anlagen für soziale gesundheitliche Zwecke allgemein zu-
lässig.  

Aufgrund der hohen Schutzansprüche der benachbarten gesundheitlichen 
Einrichtungen sind Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, Tank-
stellen, Anlagen für sportliche Zwecke, Einzelhandelsbetriebe, Anlagen für 
kirchliche Zwecke, Vergnügungsstätten und Gewerbebetriebe besonderer Art 
in Form von Prostitutionsbetrieben aller Art nicht zulässig. 

Um die Überprägung des Plangebiets durch Werbeanlagen zu vermeiden, 
wird zudem künftig Fremdwerbung ausgeschlossen. Damit sind Werbeanla-
gen, die nicht einem im Plangebiet zulässigerweise vorhandenen gewerbli-
chen Angebot dienen, unzulässig. 

 

Eingeschränktes Gewerbegebiet im Bereich der ursprünglich für einen Klinik-
Neubau vorgesehenen Flächen 

Das ursprüngliche zentrale Planungsziel des Bebauungsplans, die planungs-
rechtliche Absicherung des Neubaus eines Krankenhauses, ist aufgrund ge-
änderter Absichten des ursprünglichen Vorhabensträgers zwischenzeitlich 
nicht mehr realisierbar. Die im rechtsgültigen Bebauungsplan als Sonderge-
biet mit der Zweckbestimmung „Klinikgebiet“ festgesetzten Flächen südlich 
der Bestandsbebauung können daher nicht mehr in der ursprünglich beab-
sichtigten Form bebaut werden.  

Daher wird eine anderweitige Nutzung der planungsrechtlich bereits ausge-
wiesenen Bauflächen angestrebt. Da eine höherwertige Nutzung z.B. durch 
Wohnungsbau aufgrund bestehender gewerblicher Nutzungen und bestehen-
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der Sportanlagen in der Nachbarschaft nicht in Betracht kommt und da zu-
gleich die Stadt Lorsch einer stetigen Nachfrage nach Baugrundstücken für 
gewerbliche Nutzungen, die in den bestehenden Gewerbegebieten nicht mehr 
gedeckt werden kann, unterliegt, sollen die bislang unbebauten Baugrund-
stücksflächen einer gewerblichen Nutzung zugeführt werden. 

Der Stadt ist dabei bewusst, dass durch die nördlich angrenzenden Pflege- 
und Seniorenwohneinrichtungen ein hohes immissionsschutzrechtliches Kon-
fliktpotenzial besteht. Im Vorfeld der Bebauungsplan-Änderung wurde daher 
in einem Schallgutachten die grundsätzliche Realisierungsmöglichkeit einer 
gewerblichen Bebauung des Areals geprüft. Ergebnis ist, dass eine Bebauung 
grundsätzlich nicht ausgeschlossen ist, dass aber voraussichtlich zu den be-
stehenden Anlagen für gesundheitliche und soziale Zwecke eine weitgehend 
geschlossene Bebauung zu realisieren sein wird. Zudem ist eine nächtliche 
Betriebstätigkeit nur in einem allenfalls untergeordneten Umfang möglich.  

 

Die Festsetzungen zu den zulässigen und unzulässigen Nutzungen entspre-
chen weitgehend denen, die auch für das eingeschränkte Gewerbegebiet ent-
lang der Hildegard-von-Bingen-Straße gelten. Jedoch werden Anlagen für so-
ziale und gesundheitliche Zwecke ebenfalls ausgeschlossen, damit über die 
nördlich angrenzenden immissionsschutzrechtlich schützenswerten Nutzun-
gen hinaus nicht noch weitere Nutzungen mit immissionsschutzrechtlich rele-
vanten schutzbedürftigen Nutzungen im Gebiet selbst entstehen können.  

 

 Maß der baulichen Nutzung  

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind aus dem bislang 
gültigen Bebauungsplan übernommen und werden auch auf die Erweiterungs-
fläche nördlich der Hildegard-von-Bingen-Straße ausgedehnt. Für die gesam-
ten Bauflächen werden somit als zulässige Grundflächenzahl (GRZ) 0,8, als 
zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) 2,4 und als Baumassenzahl (BMZ) 
10,0 festgesetzt. Dies entspricht den Orientierungswerten für die jeweiligen 
Obergrenze der Tabelle gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO 

Bezüglich der Gesamthöhe der Gebäude erfolgt eine Zonierung parallel des 
Starkenburgrings, die mittels einer Abgrenzung der Höhe im Planteil unter-
schieden wird. Die Abgrenzung der Höhe verläuft mit einem Abstand von 25 
m parallel der Straßenbegrenzungslinie des Starkenburgrings und sieht vor, 
dass im Bereich südlich der Abgrenzung eine Gesamthöhe der Gebäude von 
12 m nicht überschritten werden darf. Nördlich der Abgrenzung darf die Ge-
samthöhe der Gebäude maximal 15,50 m betragen. Damit erfolgt eine Anleh-
nung an die südlich und westlich des Gebietes bestehende Bebauung.  

Eine Zahl der zulässigen Vollgeschosse wird nicht festgesetzt, da die Höhen-
entwicklung der Gebäude durch die Festsetzungen zu den Gesamthöhen, der 
maximal möglichen Dachneigung sowie zur Dachform ausreichend geregelt 
ist. Als Gestaltungsmittel wird aus dem bislang gültigen Bebauungsplan zu-
dem übernommen, dass das mögliche oberste Geschoss (unterhalb der ma-
ximalen Gebäudehöhe von 15,50 m, oberhalb von 12 m Gebäudehöhe) op-
tisch deutlich von den darunter liegenden Geschossen abzusetzen ist. Dies 
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kann durch Farbwahl, Materialwahl oder Fassadengliederung erreicht wer-
den, was einen gewissen planerischen und gestalterischen Freiraum ein-
räumt, um das Ziel der optischen Gliederung der Fassaden zu erlangen.  

Überschreitungen der maximal zulässigen Gebäudehöhe durch untergeord-
nete Dachaufbauten (Technikaufbauten, z.B. Überfahrt Fahrstuhlanlage, Lüf-
tungsanlagen), die in ihrer Gesamtheit eine Fläche von maximal 15% der 
Grundfläche der Summe der Gebäudekörper eines Grundstücks nicht über-
schreiten und die maximal zulässige Gesamthöhe um nicht mehr als 2,00 m 
überschreiten, werden gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO zugelassen. Solaranlagen 
dürfen die maximal zulässigen Gebäudehöhe auf der gesamten Gebäudeflä-
che um maximal 2 m überschreiten. 

 

 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden entsprechend dem bislang 
gültigen Bebauungsplan großzügig durch Baugrenzen abgegrenzt. Es wird 
keine städtebauliche Erforderlichkeit dafür gesehen, über Mindestabstände zu 
den angrenzenden Straßen, Wegen und zu erhaltenden Gehölzbeständen 
hinaus weitergehende Vorgaben zu treffen.  

Zum Fahrbahnrand des Starkenburgrings ist daher ein Mindestabstand von 
10 m einzuhalten. Die Vorgabe sichert die Möglichkeit die Umsetzung der als 
Grünordnerische Festsetzung geregelten Anpflanzung einer straßenbeglei-
tenden Baumreihe. Im Übrigen werden nur die bauordnungsrechtlichen Min-
destabstände von 3 m zu Grenzen vorgegeben.  

 

 Bauweise 

Die Festsetzungen zur Bauweise werden aus dem bislang gültigen Bebau-
ungsplan übernommen. Gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO ist eine abweichende 
Bauweise entsprechend der offenen Bauweise, jedoch ohne Begrenzung der 
maximal zulässigen Gebäudelänge, festgesetzt.  

Mit der Übernahme dieser Festsetzung wird einerseits der Bestandssituation 
Rechnung getragen. Andererseits soll sich durch die Festsetzungen zur Bau-
weise keine Einschränkung der Zulässigkeit von Gebäudelängen ergeben, da 
Gebäude mit Längen über 50 m gegebenenfalls aus Schallschutzgründen 
sinnvoll bzw. erforderlich sein könnten.  

 

 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

Es wird für die gesamten Bauflächen im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans keine städtebauliche Erforderlichkeit für eine räumliche Einschränkung 
der Zulässigkeit von Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen gesehen. Ne-
benanlagen, Stellplätze und Garagen können daher auf den gesamten Bau-
grundstücksflächen zugelassen werden. 

 

 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen  

Die Festsetzung, dass die Neueinrichtung von oberirdischen Leitungen (Frei-
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leitungen) zur Versorgung mit elektrischer Energie oder für Zwecke der Tele-
kommunikation im gesamten Geltungsbereich unzulässig ist, wird aus dem 
bislang gültigen Bebauungsplan übernommen. Leitungen sind unterirdisch zu 
verlegen. 

 

7.2. Immissionsschutz 

Für den Geltungsbereich des bislang gültigen Bebauungsplans wurde eine 
schalltechnische Untersuchung durch das Büro FIRU GfI, Gesellschaft für Im-
missionsschutz, Kaiserslautern, erstellt. Beurteilt wurden in der Untersuchung 
die auf das Gebiet einwirkenden Immissionen, die von den gewerblichen Nut-
zung westlich des Gebietes (Gewerbelärm), vom Starkenburgring (Straßen-
verkehrslärm) südlich des Gebietes und den Sportanlagen (Sportlärm) eben-
falls südlich des Gebietes ausgehen. Ebenso wurden Aussagen zu den Emis-
sionen, die aus dem Planungsgebiet zu erwarten sind, getroffen. Aus der Un-
tersuchung ging hervor, dass im Hinblick auf die angestrebten Nutzungen 
Konfliktpotentiale bestehen. Auf der Grundlage der Schalltechnischen Unter-
suchung wurden Festsetzungen getroffen, die eine konfliktfreie Nutzung der 
geplanten Bebauung gewährleisten. 

Im Rahmen der Änderung des Bebauungsplans sind die Ergebnisse des da-
maligen Gutachtens in Hinblick auf die veränderten Rahmenbedingungen 
(veränderte Nutzungskonzeption, Ausdehnung der Bauflächen, veränderte 
Schutzwürdigkeiten) zu überprüfen.  

 

 Beschränkung der zulässigen Emissionen 

Geräuschkontingentierung 

Durch Festsetzungen im Bebauungsplan ist sicherzustellen, dass die Nach-
barbebauung vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG 
geschützt wird. Um dieses Ziel zu erreichen, wird für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplans eine Geräuschkontingentierung durch Festsetzung von 
Emissionskontingente (LEK) nach DIN 45691 “Geräuschkontingentierung” vor-
genommen. Grundlage hierfür ist das schalltechnisches Gutachten „Schall-
technische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 57-1 „Schön Klinik Lorsch 
– 1. Änderung und Erweiterung“1 der Stadt Lorsch“, das von der FIRU GFI – 
Gesellschaft für Immissionsschutz mbH, Kaiserslautern, mit Datum vom 
16.02.2024 erstellt wurde.  

 

Das Instrument der Geräuschkontingentierung innerhalb des Plangebietes 
wird bei der Aufstellung des Bebauungsplans gewählt, da die spätere Nutzung 
des Plangebietes aus schalltechnischer Sicht, das heißt mit den sich aus der 
Bebauung ergebenden Abschirmungen und Reflexionen, zur Zeit noch nicht 
ausreichend genau definiert werden kann. Um der Entwicklung des Plange-

 

1 Der Bebauungsplan Nr. 57-1 „Schön Klinik Lorsch – 1. Änderung und Erweiterung“ wurde 
zwischenzeitlich in Bebauungsplan Nr. 57-1 „Nördlich des Starkenburgrings“ umbenannt. 
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bietes entsprechenden Spielraum zu geben, werden daher allgemeine Fest-
legungen ohne Berücksichtigung von Abschirmungen und Reflexionen getrof-
fen.  

 

Emissionskontingente 

Die Emissionskontingente innerhalb des Plangebietes sind dabei so festzu-
setzen, dass an den nächstgelegenen Gebäuden in der Nachbarschaft mit 
schutzbedürftigen Räumen die dort maßgebenden Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm nicht in unzulässiger Weise bzw. nur in einem Rahmen, der sich aus 
der bereits bestehenden Gemengelagesituation städtebaulich vertretbar er-
scheint, überschritten werden. Die aus schalltechnischer Sicht immissionsre-
levante Vorbelastung der bestehenden Gewerbeflächen im Umfeld des Plan-
gebietes sind bei der Festlegung der Emissionskontingente als bestehende 
Vorbelastung berücksichtigt. Dabei wird im schalltechnischen Gutachten - auf 
der sicheren Seite liegend - angenommen, dass die bestehenden, gewerbli-
chen Nutzungen die geltenden Immissionsrichtwerte bereits ausnutzen. Dies 
bedeutet, dass für die zusätzlichen Emissionsquellen an den maßgeblichen 
Immissionsorten um 6 dB(A) reduzierte Immissionsrichtwerte der Beurteilung 
zugrunde zu legen sind. 

Daraus leiten sich die folgenden maximal möglichen Emissionskontingente 
LEK für das Plangebiet ab: 

 

Emissionskontingente LEK in dB 

 LEK, Tag [db(A)] LEK, Nacht [db(A)] 

GEe 1.1 41 34 

GEe 1.2 44 31 

GEe 2.1 36 21 

GEe 2.2, GEe 2.3 44 34 

 

Im Plangebiet werden danach nur Betriebe und Anlagen zugelassen, deren 
Schallemission die festgesetzten Emissionskontingente nicht überschreiten. 
Höhere Emissionen sind dann zulässig, wenn der Beurteilungspegel der Be-
triebsgeräusche unter Berücksichtigung von pegelmindernden Abschirmun-
gen auf dem Betriebsgrundstück bzw. dem Schallausbreitungsweg das dem 
Betriebsgrundstück zugeordnete Immissionskontingent an den maßgeblichen 
Immissionsorten unterschreitet. Die entsprechenden Nachweise sind im Rah-
men der jeweiligen Bauantragsverfahren zu erbringen. 

 

Zusatzkontingente 

Mit der festgesetzten Geräuschkontingentierung werden die Planwerte an al-
len maßgeblichen Immissionsorten in den Sondergebieten für gesundheitliche 
Zwecke eingehalten. Die möglichen Geräuschkontingente werden durch die 
bestehenden und zulässigen Nutzungen in den geplanten Sondergebieten be-
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grenzt. Dagegen werden die Planwerte an den Immissionsorten an den be-
stehenden Wohngebäuden in der gemischten Baufläche westlich des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans (Am Forstbann 25 und 26) um 19 dB(A) 
am Tag und um 14 dB(A) in der Nacht unterschritten, am Immissionsort im 
benachbarten bestehenden Gewerbegebiet werden die Planwerte um 21 
dB(A) am Tag und um 16 dB(A) in der Nacht unterschritten. 

Um das geplante Gewerbegebiet insgesamt unter schalltechnischen Ge-
sichtspunkten besser zu nutzen, werden gemäß Anhang A.2 der DIN 45691: 
2006-12 zusätzliche Regelungen zur Erhöhung der Emissionskontingente für 
einzelne Richtungssektoren getroffen. Für diese Richtungssektoren werden 
Zusatzkontingente festgelegt, die bei der Beurteilung der zulässigen Gewer-
belärmeinwirkungen an den Immissionsorten innerhalb der jeweiligen Rich-
tungssektoren zu berücksichtigen sind. Der Bezugspunkt im nordwestlichen 
Teil des Plangebiets ist dabei so gewählt, dass für einen möglichst großen 
Winkelbereich um diesen Bezugspunkt Zusatzkontingente vergeben werden 
können. 

 

Richtungssektor Richtungswinkel der Sek-
toren 

Zusatzkontingente 

(Norden 0°, Drehung im 

Uhrzeigersinn) 

Tag 
[dB(A)] 

Nacht 
[dB(A)] 

A 30° 85° 0 0 

B 85° 300° +21 +16 

C 300° 30° +19 +14 

Richtungssektoren und Zusatzkontingente 

 

Der Bezugspunkt für die Richtungssektoren ist wie folgt definiert: 

Bezugspunkt X= 469230 Y= 5498700 

Koordinatensystem UTM 32, Referenzsystem ETRS89, EPSG-Code: 25832 

 

Unter Berücksichtigung der Zusatzkontingente sind die zulässigen Gewerbe-
lärmemissionen der geplanten eingeschränkten Gewerbegebiete am Tag le-
diglich bezogen auf die Immissionsorte im Richtungssektor A (Sondergebiet 
für gesundheitliche Zwecke, Winkelbereich von 55°) deutlich eingeschränkt. 
Dagegen ist unter Berücksichtigung der Zusatzkontingente die zulässige 
Schallabstrahlung der geplanten Gewerbegebiete am Tag in Richtung Westen 
und Süden (Richtungssektoren B und C, Winkelbereich von insgesamt 305°) 
nicht oder nur geringfügig eingeschränkt. 

 

Baugebietsübergreifende Gliederung der Gewerbegebiete im Gemeindege-
biet 

Nach der aktuellen Rechtsprechung des BVerwG, muss bei der Kontingentie-
rung eines Baugebiets mindestens ein Teilgebiet ohne Emissionsbeschrän-
kung festgesetzt oder mit solchen Emissionskontingenten belegt werden, die 
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jeden nach § 8 BauNVO zulässigen Betrieb ermöglichen. Da eine solche Fest-
setzung innerhalb des Geltungsbereichs angesichts der benachbarten schüt-
zenswerten Nutzungen nicht realisierbar ist, besteht die Möglichkeit der bau-
gebietsübergreifenden Gliederung. Die baugebietsübergreifende Gliederung 
setzt voraus, dass es im Gemeindegebiet neben dem emissionskontingentier-
ten Gewerbegebiet noch mindestens ein Gewerbegebiet gibt, in dem keine 
Emissionsbegrenzungen gelten. Daher wird die Geräuschkontingentierung im 
Bebauungsplan gemäß § 1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO als Gliederung der Gewer-
begebiete nach der Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Be-
dürfnissen und Eigenschaften im Verhältnis zu bestehenden uneingeschränk-
ten Gewerbegebieten im Gemeindegebiet festgesetzt (baugebietsübergrei-
fenden Gliederung). Gewerbegebiete ohne Emissionsbeschränkungen sind in 
Lorsch in den Geltungsbereichen der Bebauungspläne Nr. 61 „Im Daubhart II“ 
(2019) und Nr.33 „Gewerbegebiet im Daubhart“ Teilplan 1, 4. Änderung 
(2010) festgesetzt. 

 

Nachweis der Einhaltung der schalltechnischen Vorgaben 

Die Kontingentierungsfestsetzung wird beim Neubau oder bei der Änderung 
von baulichen Anlagen wirksam. Mit dem Antrag auf Neubau, Erweiterung 
oder Nutzungsänderung einer baulichen Anlage innerhalb der kontingentier-
ten Baugebiete ist nachzuweisen, dass die festgesetzten Emissionskontin-
gente und die damit verbundenen zulässigen Immissionsanteile (Immissions-
kontingente, zzgl. richtungsbezogene Zusatzkontingente) an den maßgebli-
chen Immissionsorten eingehalten werden. Sind einem Vorhaben mehrere 
Teilflächen oder Teile von Teilflächen zuzuordnen, dürfen die Immissionskon-
tingente dieser Teilflächen und Teilen von Teilflächen energetisch summiert 
werden (Summation gemäß Punkt 5 der DIN 45691:2006-12). Die Festset-
zung gilt in diesem Fall als erfüllt, wenn die Geräuschimmissionen des ge-
samten Vorhabens die energetische Summe aller Immissionskontingente der 
in Anspruch genommenen Teilflächen einhält. Ein Vorhaben erfüllt auch dann 
die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der Beur-

teilungspegel Lr,j den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsor-
ten um mindestens 15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze gemäß Punkt 5 
der DIN 45691:2006-12). 

 

 Verkehrslärmschutz 

Die Verkehrslärmeinwirkungen insbesondere durch den Kfz-Verkehr auf dem 
Starkenburgring haben bei der ursprünglichen Planungskonzeption mit einer 
Klinik an den dem Starkenburgring zugewandten Fassaden der geplanten Ge-
bäude Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 am Tag und 
in der Nacht verursacht. Zum Schutz vor den Verkehrslärmeinwirkungen wa-
ren daher Schallschutzmaßnahmen erforderlich. Hierfür wurden Vorgaben zu 
passiven Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. 

Die Anforderungen an den passiven Schallschutz sind in der DIN 4109 defi-
niert. Dort werden die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außen-
bauteilen von Gebäuden unter Berücksichtigung unterschiedlicher Raumarten 
oder Nutzungen genannt. Diese sind abhängig von den Lärmpegelbereichen, 
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in denen die zu schützenden Nutzungen liegen. Die Lärmpegelbereiche wer-
den vom „maßgeblichen Außenlärmpegel“ abgeleitet. Dieser maßgebliche 
Außenlärmpegel ist auf die Tageszeit (Tag oder Nacht) zu beziehen, die die 
höheren Anforderungen ergibt. Er ist gemäß Punkt 4.4.5 der DIN 4109-2 unter 
Berücksichtigung der verschiedenen Lärmquellen (u.a. Straßenverkehr, 
Schienenverkehr, Gewerbe- und Industrieanlagen) zu ermitteln. Hierzu wer-
den die bei freier Schallausbreitung ermittelten Geräuscheinwirkungen durch 
die Hauptlärmquellen Verkehr und Gewerbe energetisch addiert und zu dem 
Summenpegel ein Zuschlag von 3 dB(A) addiert.  

Die so ermittelten Lärmpegelbereiche im Plangebiet wurden im bislang gülti-
gen Bebauungsplan dargestellt und gekennzeichnet. Diese Regelungen sind 
in die Änderung des Bebauungsplans übernommen, da auch für Gewerbege-
biete Anforderungen an die maximal zulässigen Innenraumpegel einzuhalten 
sind. 

 

 Sportanlagenlärm  

Gegenüber den Sportanlagenlärmeinwirkungen waren wegen der zu erwar-
tenden Überschreitungen des Immissionsrichtwerts für Krankenhäuser an der 
Südfassade des geplanten südlichen Bettenhauses innerhalb und außerhalb 
der Ruhezeit an Sonn- und Feiertagen ebenfalls geeignete Maßnahmen zum 
Lärmschutz festgesetzt. Die Überschreitungen des Immissionsrichtwerts 
reichten jedoch nicht bis zu den realisierten Gebäuden im verbleibenden Son-
dergebiet für gesundheitliche Zwecke.  

Da im geplanten Gewerbegebiet keine schutzwürdigen Immissionsorte in 
Form von Wohnungen zulässig sind, ist – vorbehaltlich der Ergebnisse des zu 
überarbeitenden Schallgutachtens – davon auszugehen, dass Immissions-
schutzmaßnahmen gegenüber Sportanlagenlärm nicht erforderlich sind. 

 

 Gewerbelärmvorbelastung  

Aufgrund der bei freier Schallausbreitung prognostizierten Überschreitungen 
der Immissionsrichtwerte der TA Lärm bzw. der Orientierungswerte der DIN 
18005 am Tag und in der Nacht für Krankenhäuser waren innerhalb der fest-
zusetzenden Sondergebiete Lärmschutzmaßnahmen vorzusehen.  

Aufgrund der Regelungen der TA Lärm, die den maßgeblichen Immissionsort 
in 0,5 m vor der Mitte des geöffneten Fensters definiert, kann gegenüber dem 
Gewerbelärm kein passiver Schallschutz angewendet werden. Zweckmäßige 
Schallschutzmaßnahmen gegenüber dem Gewerbelärm haben entweder die 
Einhaltung des Immissionsrichtwerts durch Reduzierung der Gewerbe-
lärmeinwirkungen zu gewährleisten oder sicherzustellen, dass an den von den 
Überschreitungen betroffenen Fassadenabschnitten einer Bebauung inner-
halb der Sondergebiete keine zu öffnenden Fenster von schutzbedürftigen 
Räumen mit der Schutzbedürftigkeit von Bettenräumen in Krankenhäusern 
und Pflegeanstalten gemäß DIN 4109 angeordnet werden. Eine Reduzierung 
der Beurteilungspegel an den Immissionsorten kann durch Abschirmung bei-
spielsweise in Form von vorgelagerten Gebäuden in der Umgebung, eine ent-
sprechende Gebäudeanordnung oder baulich-technische Maßnahmen wie 
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eine zweite vorgehängte Fassade, verglaste Balkone, Laubengänge oder 
Prallscheiben erreicht werden. Die Sicherstellung, dass keine zu öffnenden 
Fenster von schutzbedürftigen Räumen an den von Überschreitungen be-
troffenen Fassadenabschnitten angeordnet sind, kann über eine entspre-
chende Grundrissorientierung oder feststehende Fenster erfolgen.  

Im bislang gültigen Bebauungsplan wurden für den Schutz gegenüber dem 
Gewerbelärm entsprechende Festsetzungen getroffen. Diese werden für die 
verbleibenden Sondergebietsflächen übernommen. 

 

7.3. Verkehr 

Zur Prüfung der verkehrlichen Auswirkungen des Bebauungsplans wurde eine 
verkehrstechnische Untersuchung „Verkehrstechnische Untersuchung zum 
Bebauungsplan Nr. 57-1 „Nördlich des Starkenburgrings“ in Lorsch“ beim 
Büro T+T Verkehrsmanagement GmbH, Dreieich, beauftragt. In diesem Gut-
achten vom 15.04.2025 wurden die zu erwartende Verkehrserzeugung des 
Gebiets und die Auswirkungen auf das umgebende Verkehrsnetz untersucht.  

 

 Verkehrserzeugung 

Die künftig zu erwartende Verkehrserzeugung wurde gemäß den „Hinweisen 
zur Schätzung des Verkehrsaufkommens von Gebietstypen“ (FGSV 2006) 
und weiterer zur Verfügung stehender Nutzungsangaben eine Verkehrserzeu-
gung für die geplante Erweiterung des Pflegezentrums und das einge-
schränkte Gewerbegebiet abgeschätzt. 

 

Eingeschränktes Gewerbegebiet 

Das eingeschränkte Gewerbegebiet umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 
2,5 Hektar. Da die konkreten Nutzungen derzeit noch nicht feststehen, wurde 
ein branchenübergreifender Mix angesetzt, um eine möglichst realitätsnahe 
Verkehrserzeugung abzubilden. Der Fokus wurde hierbei vor allem auf 
Dienstleistung und Büros gelegt. Sie sind in eingeschränkten Gewerbegebie-
ten oft stärker vertreten als in regulären Gewerbegebieten, da sie wenig stö-
renden Verkehr erzeugen. Betriebe mit intensivem Schwerlastverkehr oder 
klassisches Industrie- und Schwergewerbe wurden weitgehend vernachläs-
sigt. Insgesamt wurden durchschnittliche Ansätze gewählt. 

Unter Berücksichtigung des Anwesenheitsfaktors, des MIV-Anteils, der Wege-
häufigkeit und des Besetzungsgrades der Fahrzeuge resultieren daraus ins-
gesamt 1.336 Fahrten/24h (jeweils 668 Kfz/ 24h im Quell- und Zielverkehr). 

 

Mithilfe tabellierter Tagesganglinien für den Kfz-Verkehr wurden anschließend 
die Spitzenstundenbelastungen für die Verkehrserzeugung der Gewerbeflä-
chen abgeleitet. In der Morgenspitze ergeben sich demnach insgesamt 25 
Fahrten/h im Quellverkehr und 76 Fahrten/h im Zielverkehr. In der Abend-
spitze treten 69 Fahrten/h im Quellverkehr und 49 Fahrten/h im Zielverkehr 
auf. 
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Erweiterung Fachpflegezentrum 

Für die Erweiterung des bestehenden Fachpflegezentrums steht nördlich der 
Hildegard-von-Bingen-Straße eine vollerschlossene Grundstücksfläche der 
Stadt Lorsch mit 4.100 m² zur Verfügung. Die vorgesehene Bruttogeschoss-
fläche beträgt insgesamt rund 2.400 m². Das Gebäude soll über vier oberirdi-
sche Geschosse sowie eine Tiefgarage mit 750 m² verfügen. Zudem ist ein 
externes Materiallager inklusive Warenannahme mit einer Bruttogeschossflä-
che von 500 m² vorgesehen. Im Gebäude sind 12 Intensivpflegeplätze, 10 
Mitarbeiter-Wohnungen, 10 Therapieräume, ein Schulungsraum, ein Bistro 
sowie 14 Büroräume geplant. 

Da es sich um ein stationäres Intensivpflegezentrum handelt, wurde bei den 
Pflegekräften ein Pflegeschlüssel von 1:3 angesetzt. Bei 12 Intensivpflege-
plätzen ergeben sich hieraus 4 Pflegekräfte pro Schicht und 12 Pflegekräfte 
pro Tag (Annahme: 3-Schicht-Betrieb: Früh-/ Spät-/ Nacht). Hinzu kommen 
18 sonstige Mitarbeiter (z.B. Therapeuten, Hilfskräfte, Leitung, Reinigung, 
Warenannahme, Büro). Insgesamt wurde bei der Verkehrserzeugung von ca. 
30 Beschäftigten ausgegangen. Um bei den Leistungsfähigkeitsberechnun-
gen vom ungünstigsten Belastungsfall ausgehen zu können, wurde zudem 
angesetzt, dass alle Mitarbeiter von außerhalb des Planungsgebietes anrei-
sen. In der Realität sind jedoch mehrere Mitarbeiter-Wohnungen vorgesehen. 

Zudem wurde von 2 Besuchern pro Patient ausgegangen. Hierin sind auf-
grund der relativ geringen Anzahl an Bewohnern auch eventuelle Neuan-
künfte von Intensivpatienten enthalten. Beim Lieferverkehr wurden 5 Lieferun-
gen pro Tag angesetzt (z.B. medizinische Versorgung, Lebensmittel, Wäsche/ 
Reinigung, Sonstige Lieferungen). 

Unter Berücksichtigung des MIV-Anteils, der Wegehäufigkeit und des Beset- 
zungsgrades der Fahrzeuge resultieren daraus insgesamt 58 Fahrten/24h 
durch Beschäftigte, 34 Fahrten/24h durch Besucher und 10 Fahrten durch 
Lieferverkehr. Insgesamt kommt es durch die Erweiterung des Fachpflege-
zentrums zu 102 zusätzlichen Fahrten/24h (jeweils 51 Fahrten/24h im Quell- 
und Zielverkehr). 

 

Mithilfe tabellierter Tagesganglinien für den Kfz-Verkehr und sinnvoll gewähl-
ter Ansätze wurden anschließend die Spitzenstundenbelastungen für die Ver-
kehrserzeugung der Fachpflegezentrum-Erweiterung abgeleitet. In der Mor-
genspitze ergeben sich demnach insgesamt 10 Fahrten/h im Quellverkehr 
und 14 Fahrten/h im Zielverkehr. In der Abendspitze treten 15 Fahrten/h im 
Quellverkehr und 16 Fahrten/h im Zielverkehr auf. 

 

 Auswirkungen auf das Verkehrsnetz 

Der Mitarbeiter/Beschäftigten- sowie der Kunden- und Besucherverkehr des 
eingeschränkten Gewerbegebietes wurde anhand der bestehenden Belas-
tungsverteilung des Starkenburgrings (L 3111) auf das angrenzende Straßen- 
netz umgelegt. Aufgrund der relativ ausgeglichenen Verteilung wurden 40% 
des neu induzierten Pkw-Verkehrs nach Westen und 60% nach Osten ange-
setzt. Zudem wurde beim Kunden- und Besucherverkehr ein Mitnahmeeffekt 
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von 25% berücksichtigt. Der Liefer- und Wirtschaftsverkehr des eingeschränk-
ten Gewerbegebietes wurde aufgrund der nahegelegenen Autobahnen A 67 
und A5 komplett von und nach Osten angesetzt. 

Beim neu induzierten Pkw-Verkehr des Fachpflegezentrums (Beschäftigte, 
Patienten, Besucher) wurden aufgrund des überregionalen Einzugsgebietes 
80% nach Osten (An- und Abreise über die Autobahn) angesetzt. Die verblei-
benden 20% wurden nach Westen umgelegt. Der Lieferverkehr des Fachpfle-
gezentrums wurde analog zum eingeschränkten Gewerbegebiet komplett von 
und nach Osten angesetzt. 

Nach Umlegung des neu induzierten Verkehrs wurde die Verkehrserzeugung 
der Erweiterungsflächen mit den hochgerechneten Prognosebelastungen des 
Zielhorizonts 2040 überlagert. 

Auf dieser Grundlage erfolgten die rechnerischen Leistungsfähigkeitsnach-
weise für die Knotenpunkte Starkenburgring (L 3111)/ Industriestraße und 
Starkenburgring (L 3111)/ Anbindung Baugebiet gemäß dem „Handbuch für 
die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen“ (HBS 2015). Dabei ergaben 
sich folgende Ergebnisse: 

 

Knotenpunkt Starkenburgring (L 3111)/ Industriestraße 

Zu Vergleichszwecken wurde zunächst die Leistungsfähigkeit für die aktuelle 
Verkehrssituation an der vorfahrtsrechtlich geregelten Kreuzung Starkenburg-
ring (L 3111)/ Industriestraße geprüft.  

Mit allen angesetzten Verkehrsbelastungen (Bestand, Nullfall 2040, Planfall 
2040) stellt sich an der vorfahrtsrechtlich geregelten Kreuzung Starkenburg-
ring (L 3111)/ Industriestraße rechnerisch in beiden Spitzenstunden eine sehr 
gute Verkehrsqualität (QSV A) ein. Die mittleren Wartezeiten betragen für alle 
Verkehrsströme <10s/Fz. Der Verkehrsfluss ist frei und es kommt zu keinen 
Rückstaus. 

 

Knotenpunkt Starkenburgring (L 3111)/ Anbindung Baugebiet 

Für den neuen vorfahrtsrechtlich geregelten Knotenpunkt Starkenburgring (L 
3111)/ Anbindung Baugebiet ergibt sich mit den angesetzten Verkehrsbelas-
tungen des Planfalls eine sehr gute Verkehrsqualität (QSV A). Die mittleren 
Wartezeiten betragen für alle Verkehrsströme <10s/Fz. Der Verkehrsfluss ist 
frei und es kommt zu keinen Rückstaus. 

 

KP Am Forstbann/ Hildegard-von-Bingen-Straße 

Für den Knotenpunkt Am Forstbann/ Hildegard-von-Bingen-Straße wurden 
keine Leistungsfähigkeitsnachweise durchgeführt, da die Verkehrsbelastun-
gen im Bestand, Nullfall 2040 und Planfall 2040 sehr gering sind. Aufgrund 
dieser Belastungen ist naheliegend, dass eine sehr gute Verkehrsqualität ge-
währleistet ist und keine Engpässe zu erwarten sind. 

 

Zusammenfassend ergibt sich, dass die durch das Baugebiet neu induzierten 
Verkehre an allen Knotenpunkten leistungsfähig abgewickelt werden können. 
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Es sind noch ausreichend Leistungsfähigkeitsreserven vorhanden. Die Errich-
tung einer Lichtsignalanlage oder eines Kreisverkehrs ist aus verkehrstechni-
scher Sicht nicht erforderlich.  

 

 Verkehrliche Erschließung 

Äußere Erschließung 

Die äußere verkehrliche Erschließung des Bebauungsplangebiets ist durch 
den Starkenburgring im Süden und die Anbindung an die Straße „Am Forst-
bann“ im Nordwesten sowie die im bislang gültigen Bebauungsplan festge-
setzte öffentliche Verkehrsfläche entlang der Grünfläche „Landgraben“ sicher-
gestellt. Die Straßen genügen in ihrem Ausbauzustand den Erfordernissen zur 
Erschließung des Planungsgebiets. Ausbaumaßnahmen sind nicht erforder-
lich. 

 

Innere Erschließung 

Zur inneren Erschließung des nördlichen Teils des Bebauungsplangebiets 
wird die im bislang gültigen Bebauungsplan als Planung nachrichtlich inner-
halb der Bauflächen dargestellte und zwischenzeitlich hergestellte Straße (Hil-
degard-von-Bingen-Straße) als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. Die 
Straße genügt mit einer Ausbaubreite von 6.25 m den Erschließungserforder-
nissen für die bestehenden und geplanten Sondergebietsflächen. Gleiches gilt 
auch in Bezug auf die angrenzenden Gewerbegebietsflächen, da dort ange-
sichts der vorgenommenen Einschränkungen der zulässigen Nutzungen – un-
ter Berücksichtigung der Vorgaben aus der Emissionskontingentierung – 
keine Nutzungen mit höherem Verkehrsaufkommen, insbesondere nicht mit 
einem höheren LKW-Aufkommen zu rechnen ist.  

Für den südlichen Bereich ist eine Anbindung an den Starkenburgring plane-
risch vorbereitet. Die Führung einer möglichen Straße innerhalb der Gewer-
begebietsflächen wird im Bebauungsplan nicht vorgegeben, da diese von der 
Parzellierung der Fläche abhängig ist. Eine Festlegung der Verkehrsfläche ist 
zugleich nicht erforderlich, da die Flächen in einheitlichem Eigentum stehen 
und Verkehrsflächen innerhalb eines Gewerbegebiets grundsätzlich zulässig 
sind. 

 

Zufahrtsverbote 

In der Planzeichnung sind Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 11 BauGB im Bereich der westlichen sowie der östlichen Baugrenze sowie 
an den südöstlichen und südwestlichen Ecken des Geländes entlang des 
Starkenburgrings festgesetzt. Die dort verlaufenden Fuß- und Radwege sollen 
möglichst keine Störungen durch Ein- und Ausfahrten erfahren, um Gefahren-
situationen zu vermeiden. Im Verlauf der südlichen Baugrenze sind Bereiche 
ohne Ein- und Ausfahrt an den Stellen unterbrochen, an denen möglicher-
weise eine Ein-/ Ausfahrt auf die Grundstücke erforderlich wird. 
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Querung von Verkehrsgrünflächen 

Um eine angemessene Erschließbarkeit von Baugrundstücken sicherstellen 
zu können, wird festgesetzt, dass die in der Planzeichnung festgesetzten Ver-
kehrsgrünflächen je angrenzendem Baugrundstück in einer Breite von maxi-
mal je 12,0 m durch Zufahrten zu diesen Baugrundstücken in Anspruch ge-
nommen werden dürfen. 

 

7.4. Ver- und Entsorgung 

Leitungsinfrastruktur 

Die Flächen des Plangebietes sind bisher nur im Bereich der Hildegard-von-
Bingen-Straße erschlossen.  

Die Anbindung der südlich davon gelegenen Flächen an bestehende Versor-
gungsleitungen der örtlichen Versorger ist grundsätzlich möglich, ebenso die 
Anbindung bzgl. der Versorgung mit Medien. Im Vorgriff auf den geplanten 
Klinik-Neubau wurden im westlichen Teil des Geltungsbereiches die Führung 
neuer Leitungen verlegt, die westlich des Radweges (in nord-südliche Rich-
tung verlaufend) verlaufen.  

Die Versorgung mit Trinkwasser erfolgt durch den Wasserbeschaffungsver-
band Riedgruppe Ost. Aus der Wasserbedarfsprognose des Wasserbeschaf-
fungsverbands Riedgruppe Ost aus dem Jahr 2022 ergibt sich - ausgehend 
von den bestehenden wasserrechtlichen Zulassungen von 22,9 Millionen 
m³/Jahr und nach Abzug von rund 0,3 Millionen m³/Jahr für Betriebswasser 
und einer für Lieferungen im Verbund vorgesehenen Wassermenge von 16,1 
Millionen m³/Jahr im Landkreis Bergstraße eine freie Wasserwerkskapazität 
von 6,5 Millionen m³/Jahr. Damit sind alle Varianten der Wasserbedarfsprog-
nose abgedeckt. Bezogen auf dem Maximalbedarf im Trockenjahr von 6,35 
Millionen m³/Jahr besteht immer noch eine geringe Reserve.  

Die Wasserversorgung kann demnach für das Planungsgebiet als gesichert 
angesehen werden. 

 

Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung gemäß DVGW Arbeitsblatt W 405 wird durch die 
Erschließung des Gebietes sichergestellt. Die Löschwasserversorgung ist im 
Rahmen des Bauantragsverfahrens durch den Bauherrn nachzuweisen.  

 

Schmutzwasserableitung 

Die Schmutzwasserentsorgung über das vorhandene Kanalnetz ist gewähr-
leistet, eine Anbindung ist möglich.  

 

Niederschlagswasserbewirtschaftung 

Das anfallende Niederschlagswasser von befestigten Flächen und Dachflä-
chen der privaten Baugrundstücke ist entsprechend den Vorgaben der allge-
mein anerkannten Regeln der Technik (u.a. DWA-A 138 und DWA-M 153) 
innerhalb der privaten Grundstücke zu versickern, wenn wasserwirtschaftliche 
und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. Bei der Verwendung von 
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Niederschlagswasser als Brauchwasser sind die Vorgaben der Trinkwasser-
verordnung zu beachten. 

Auf den privaten Baugrundstücken sind PKW-Stellplätze, Zufahrten und 
Wege mit wasserdurchlässigen Belägen zu versehen, sofern das anfallende 
Niederschlagswasser nicht anderweitig auf dem Baugrundstück verwertet 
wird.  

Ausnahmsweise können Flächen wasserundurchlässig befestigt und das hier 
anfallende Oberflächenwasser, nach einer den Regeln der Technik entspre-
chenden Vorbehandlung, in den Entwässerungskanal eingeleitet werden, 
wenn dies aus Gründen des Grundwasserschutzes erforderlich ist. Kit dieser 
Regelung wird dem hoch anstehenden Grundwasser Rechnung getragen. 

Zwischen dem höchst gemessenen Grundwasserstand und der Versicke-
rungsanlage muss dabei mindestens 1 Meter Sickerraum liegen. Die Versi-
ckerung des anfallenden Niederschlagswassers auf dem Grundstück bedarf 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde. 

Das Material für die Dachflächen muss so gewählt werden, dass das Regen-
wasser nicht nachteilig beeinflusst wird und vor Ort versickert werden kann. 
Daher ist es unzulässig, dass Dachflächen, Rinnen und Fallrohre aus unbe-
handelten Metallen, insbesondere Blei, Zink und Kupfer, ausgeführt werden. 

Durch die Versickerung von Niederschlagswasser erfolgt zum einen eine Ver-
ringerung der Beeinträchtigung des natürlichen Wasserkreislaufs, zum ande-
ren eine Entlastung der Kanalisation. 

 

7.5. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Im Rahmen der planerischen Zurückhaltung werden die bauordnungsrechtli-
chen Festsetzungen auf das städtebaulich notwendige Maß beschränkt, um 
die Bauherren in ihrer Gestaltungsfreiheit nicht unnötig zu beschränken. Bau-
ordnungsrechtliche Festsetzungen werden daher ausschließlich zur Dach- 
und Fassadengestaltung, zur Gestaltung der nicht überbauten Flächen der 
privaten Baugrundstücke, zu Einfriedungen sowie zur Gestaltung von Werbe-
anlagen getroffen. 

 

Dachgestaltung  

Ausgehend vom Bestand in der Umgebung wurden im bislang gültigen Be-
bauungsplan nur Flachdächer, Pultdächer und Satteldächer mit einer zulässi-
gen Dachneigung zwischen 0° und 15° zugelassen. Diese Regelung wird in 
die Änderung des Bebauungsplans übernommen. Dachgauben sind – wie bis-
lang - nicht zulässig.  

 

Fassadengestaltung 

Als Gestaltungsmittel wird aus dem bislang gültigen Bebauungsplan über-
nommen, dass das mögliche oberste Geschoss (unterhalb der maximalen Ge-
bäudehöhe von 15,50 m, oberhalb von 12 m Gebäudehöhe) optisch deutlich 
von den darunter liegenden Geschossen abzusetzen ist. Dies kann durch 
Farbwahl, Materialwahl oder Fassadengliederung erreicht werden. Es wird 
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damit ein planerischer und gestalterischer Freiraum eingeräumt, wie das Ziel 
der optischen Gliederung der Fassaden umgesetzt wird.  

 

Gestaltung der nicht überbauten Flächen der privaten Baugrundstücke 

Zur Sicherung einer Mindestdurchgrünung der geplanten Bauflächen wird ge-
regelt, dass die nicht überbauten Grundstücksflächen als Grünflächen anzu-
legen und zu nutzen sind, soweit sie nicht durch zulässige Zugänge und Zu-
fahrten oder durch zulässige Nebenanlagen, Stellplätze oder Garagen in An-
spruch genommen werden. Die Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern hat 
mit einheimischen und standortgerechten Arten gemäß Pflanzliste zu erfol-
gen.  

Befestigte sowie vollständig versiegelte Flächen sind auf das erforderliche 
Mindestmaß zu beschränken. 

 

Einfriedungen 

Die Festsetzungen zu Einfriedungen sind aus dem bislang gültigen Bebau-
ungsplan übernommen. Sie erlauben unter Berücksichtigung gestalterischer 
Anforderungen an die Wirkungen von Einfriedungen auf den öffentlichen 
Raum einen angemessenen Schutz der privaten Baugrundstücke. 

 

Werbeanlagen 

Durch die Beschränkung von Werbeanlagen auf die Eigenwerbung und die 
enge Begrenzung der Größe zulässiger Werbeanlagen kann eine Überprä-
gung des Plangebiets durch Fremd- oder Eigenwerbung wirksam vermieden 
werden. 

Durch den Ausschluss von mit bewegtem Licht sowie Pylone werden zusätz-
lich die Werbeanlagen mit dem größten Störpotenzial für das Landschafts- 
und Siedlungsbild ausgeschlossen. 

 

7.6. Grünordnung 

Gemäß § 1a Baugesetzbuch sind im Rahmen der Abwägung die Vermeidung 
und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft zu 
berücksichtigen. Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des Naturschutz-
gesetzes sind Veränderungen der Gestalt oder der Nutzung von Grundflä-
chen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das Landschafts-
bild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können. 

 

 Flächenbilanz 

Durch die Umsetzung der Planung ist bei einem Vergleich der bisherigen mit 
der künftigen planungsrechtlichen Situation von folgenden Änderungen der 
zulässigen Flächennutzungen auszugehen: 
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Gegenüberstellung derzeitiges Planungsrecht – künftiges Planungsrecht  

Nutzung Bisheriges 
Planungs-
recht 

Künftiges Pla-
nungsrecht 

(gemäß BP 57-1 
„Nördlich des Star-
kenburgrings“) 

Differenz in m2 

Versiegelte Flächen 

Öffentliche Verkehrsfläche  2.780 m² 3.150 m² + 370 m² 

Verkehrsfläche besondere Zweck-
bestimmung  

1.280 m² 2.060 m² + 490 m² 

Zulässige Versiegelung mit GRZ 
0,8  

26.430 m² 30.520 m² + 4.180 m² 

davon begrünte Dachfläche*  2.000 m²  

Summe versiegelte Fläche 30.490 m² 35.730 m² + 5.240 m² 

Unversiegelte Flächen 

Landwirtschaftliche Flächen (§ 35 
BauGB) 

5.740 m² -- - 5.740 m² 

Feldgehölz (§ 35 BauGB) 3.820 m² 3.820 m² -- 

Öffentliche Grünflächen  5.530 m² 5.020 m² - 330 m² 

Private Grünflächen bei GRZ 0,8  6.620 m² 7.630 m² + 1.030 m² 

Summe unversiegelte Flächen 21.710 m² 16.470 m² - 5.240 m² 

Gesamtsumme 52.200 m² 52.200 m²  

* Annahme: in der Erweiterungsfläche SO und im GE 1.1 werden 40 % der Grundstücksfläche durch Gebäude ge-
nutzt. 80 % der Dachfläche werden begrünt. Mögliche Dachflächenbegrünungen in den GE 2.1, 2.2 und 2.3 werden 
nicht berücksichtigt, da keine hinreichende Umsetzungswahrscheinlichkeit gegeben ist. 

 

Wie aus der Flächenbilanz zu entnehmen ist, wird durch die Änderung und 
Erweiterung des Bebauungsplans eine Mehrversiegelung von maximal 
5.240 m² zugelassen. Diese Mehrversiegelung ergibt sich vorrangig durch die 
Ausweiterung der Bebauungsmöglichkeiten Richtung Norden (4.670 m²), 
durch die Ergänzung eines Gehwegs und einer Zufahrt am Starkenburgring 
(570 m²). 

Betroffen von der zusätzlichen Versiegelungsmöglichkeit sind  

• landwirtschaftliche Flächen (5.740 m², davon versiegelbar 4.590 m²) 

• planungsrechtlich festgesetzte Randeingrünungsflächen (70 m²) 

• planungsrechtlich festgesetzte Bauflächen (50 m², davon bereits bislang 
bei GRZ 0,8 versiegelbar: 40 m²) 

• Bankettflächen am Starkenburgring (ca. 570 m²) 

 

Durch diese zusätzlich zulässig werdende Versiegelung gehen die natürlichen 
Bodenfunktionen (natürliche Bodenfruchtbarkeit, Ausgleichskörper im Was-
serkreislauf, Filter und Puffer für Schadstoffe, Standort für die natürliche Ve-
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getation) nahezu vollständig verloren. Weiterhin stehen die betroffenen Flä-
chen künftig nicht mehr als Lebensraum für Arten der Kulturlandschaft und 
des Siedlungsraums zur Verfügung. Die kleinklimatischen Ausgleichswirkun-
gen unbebauter Freiflächen gehen ebenso verloren. Die Grundwasserneubil-
dung kann jedoch gesichert werden, wenn das Niederschlagswasser entspre-
chend den wasserrechtlichen Vorgaben auf den Grundstücken selbst zur Ver-
sickerung gebracht wird.  

 

In der Abwägung der Belange erscheint die durch den Bebauungsplan zusätz-
lich zulässige werdende Versiegelung angesichts des in Lorsch bestehenden 
Bedarfs an gewerblichen bzw. für soziale und gesundheitliche Einrichtungen 
nutzbaren Bauflächen unter Berücksichtigung der geringen ökologischen 
Wertigkeit der betroffenen Flächen sowie der zu ergreifenden Ausgleichsmaß-
nahmen als hinnehmbar.  

 

 Festsetzungen zur Vermeidung oder Verminderung der Eingriffe in Bo-
den, Natur und Landschaft 

Die Festsetzungen für Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung der 
Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft werden aus dem bislang gültigen 
Bebauungsplan übernommen und punktuell ergänzt: 

 

Erhaltung von Gehölzen 

Die am westlichen und nördlichen Rand des Geltungsbereiches bestehenden 
Gehölzzüge sind als Bruthabitat und Vernetzungselement in ihrer Funktion für 
die vorhandene Fauna in der derzeitigen Ausprägung zu erhalten, vor schäd-
lichen Einflüssen zu schützen und im Fortbestand dauerhaft zu sichern. Eine 
Rodung des Baum- und Strauchbestands ist nicht zulässig. 

 

Begrünung von Dachflächen 

Um das Wasserrückhaltevermögen zu verbessern, die Überwärmung versie-
gelter Flächen zu mindern und um neue Lebensräume zu schaffen, sind Dach-
flächen von Gebäuden oder Gebäudeteilen, die nach Rechtskraft des Bebau-
ungsplans neu errichtet werden, mit einer mindestens 8 cm mächtigen, Vege-
tation tragenden Boden- / Substratschicht mit standortgerechten Gräsern oder 
standortgerechten Stauden oder Sedumsprossen zu begrünen, soweit sie 
nicht durch Dachausstiege, Oberlichter oder technischen Aufbauten genutzt 
werden.  

Um unangemessene Belastungen für die Bauherren bei kleinflächigen Erwei-
terungen zu vermeiden, wird jedoch geregelt, dass die Begrünungspflicht 
nicht bei Vordächern und untergeordneten Gebäudeteilen gilt, wenn das auf 
diesen Dachflächen anfallende Niederschlagswasser an anderer Stelle inner-
halb des Baugrundstücks zurückgehalten wird. 

Ebenso sollen unangemessene Belastungen für die Bauherren bei großvolu-
migen Gebäuden mit großen Spannweiten der Dachkonstruktion vermieden 
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werden. Daher wird die Verpflichtung zur Dachflächenbegrünung in der südli-
chen Gewerbegebietsfläche, die sich zur Ansiedlung größerer Betriebe eig-
net, auf die Dachflächen von Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude so-
wie von Beherbergungsbetrieben beschränkt. 

Klarstellend wird geregelt, dass Thermische Solaranlagen sowie Photovol-
taikanlagen auf den begrünten Dachflächen zulässig sind. Diese sind mit ei-
nem Höhenabstand von mind. 30 cm von der Dachfläche anzubringen. Auch 
unter Solar- und Photovoltaikanlagen ist vollflächig Substrat aufzubringen und 
zu begrünen. 

 

Pflanzung von Gehölzen 

Im Bereich des Starkenburgrings ist eine Baumreihe anzulegen. An den fest-
gesetzten Standorten ist jeweils ein einheimischer, standortgerechter Baum 
der Wuchsklasse I gemäß Pflanzliste zu pflanzen.  

Innerhalb der Baugebietsfläche ist je angefangene 500 m² Grundstücksfläche 
mindestens ein Baum der Pflanzliste anzupflanzen.  

Baumpflanzungen im Bereich der Stellplätze sind gemäß der aktuellen Stell-
platzsatzung der Stadt Lorsch auszuführen.  

Die Anpflanzungen sind zu pflegen und bei Abgang durch gleichwertige 
Neupflanzungen zu ersetzen.  

 

Außenbeleuchtung 

Für die Außenbeleuchtung dürfen ausschließlich voll abgeschirmte Lampen 
mit vollständig geschlossenem, staubdichtem Gehäuse mit warmweißem 
Licht mit geringen Blauanteilen im Spektrum und einer Farbtemperatur von 
1.600 - 3000 Kelvin, deren Oberfläche sich nicht auf mehr als 60 °C aufheizt,  
zum Einsatz kommen. Die Beleuchtung darf nicht über den Bestimmungsbe-
reich hinaus strahlen. Die höchstzulässige Beleuchtungsstärke beträgt 5 Lux 
für die Weg- und Zugangsbeleuchtung von Grundstücken sowie 10 Lux für 
Hof- und Parkplatzbeleuchtung. 

Durch diese Festsetzung soll die insektenanziehende Wirkung der Außenbe-
leuchtung verringert und damit die Population der nachtaktiven Insekten ge-
schützt werden. 

 

Durchlässigkeit für Kleintiere 

Einfriedungen sind so zu gestalten, dass umlaufend durch Abstände zwischen 
Zaun und Boden mit einem Mindestabstand von 10 cm oder durch geeignete 
Durchlässe ein ungehinderter Wechsel von Kleintieren gewährleistet werden 
kann. Dadurch soll die Barrierewirkung der Bebauung gemindert werden. 

 

Artenschutzrechtliche Maßnahmen 

Zum Schutz der gegebenenfalls östlich der geplanten Bauflächen vorkom-
menden Zauneidechsen ist auf der Länge des Baugrundstücks an der Ost-
seite des Plangeltungsbereichs, vor Baubeginn ein mobiler Schutzzaun zu er-
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richten und bis zum Abschluss der Baumaßnahmen zu unterhalten. Ein Ein-
dringen von Zauneidechsen in den Baubereich und deren Tötung wird somit 
verhindert und der Eintritt eines Verbotstatbestands im Sinne des § 44 (1) Nr. 
1 BNatSchG ausgeschlossen.  

 

Ausgleichsmaßnahmen 

Die am östlichen Rand des Geltungsbereichs liegende Fläche ist mit einer 
standorttypischen Gras- und Kräutermischung unter Verwendung von zertifi-
ziertem Saatgut anzusäen und durch extensive Pflege als Magerrasen zu ent-
wickeln. Dünge- und Pestizidanwendungen sind ausgeschlossen. Die Fläche 
ist einmal pro Jahr (September) zu mähen. Das Mahdgut ist abzutransportie-
ren. Die Maßnahmen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde herzustellen und zu pflegen. Die Funktionsfähigkeit im Hinblick auf das 
Entwicklungsziel ist dauerhaft zu sichern. Die dafür erforderlichen Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen sind durchzuführen.  

 

 Maßnahmen zur Vermeidung des Eintritts artenschutzrechtlicher Ver-
botstatbestände 

Gemäß dem artenschutzrechtlichen Gutachten zum Bebauungsplan ((Ände-
rung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“ in 
Lorsch – Artenschutzgutachten, BFL Heuer & Döring Landschaftsarchitektur 
und Bauleitplanung, Wiesbaden, Juli 2025) müssen folgende Vorkehrungen 
zur Vermeidung durchgeführt werden, um Störungen, Tötungen und / oder 
Schädigungen von Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von eu-
ropäischen Vogelarten i.S.v. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie zu vermeiden 
oder zu mindern. 

 

V 1: Es wird in einen Gehölzbestand eingegriffen - im Norden des geplanten 
Sondergebietes und angrenzend an den Geltungsbereich befinden sich 
Gehölzbestände. Gehölzrodungen werden auf das Nötigste beschränkt. 

 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Die Erweiterung der Baufläche im Norden wird so abgegrenzt, dass kein 
Eingriff in das vorhandene Feldgehölz erfolgt.  

 

V 2: Der nicht in Anspruch genommene Teil des Feldgehölzes ist durch einen 
Bauzaun von der Baustelle zu trennen. 

 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Es besteht keine Rechtgrundlage für eine Festsetzung dieser Maß-
nahme im Bebauungsplan. Sie wird daher als Hinweis zum Artenschutz 
aufgenommen.  
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V 3: Die Räumung des Baufeldes erfolgt zwischen dem 01.Oktober und dem 
29. Februar. Dabei sind alle als Brutbiotop geeigneten Strukturen zu ent-
fernen, und mit dem Bau ist danach zügig zu beginnen. 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Es besteht keine Rechtgrundlage für eine Festsetzung dieser Maß-
nahme im Bebauungsplan. Sie wird daher als Hinweis zum Artenschutz 
aufgenommen.  

 

V 4: Es werden Maßnahmen zur Vermeidung von Vogelschlag durch Reduk-
tion der Spiegelwirkung und Durchsichtigkeit bei größeren zusammen-
hängenden Glasflächen ergriffen. Folgende Maßnahmen sind hierzu ge-
eignet 

• flächige Markierungen, 

• halbtransparente Materialien, 

• architektonische Gestaltungsmaßnahmen oder Vogelschutzfenster 
nach neuestem technischem Stand, 

• halbtransparente Trennwände (z.B. an Balkonen oder Durchgängen), 

• keine spiegelnden Fassadenflächen. 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Es besteht keine Rechtgrundlage für eine Festsetzung dieser Maß-
nahme im Bebauungsplan. Sie wird daher als Hinweis zum Artenschutz 
aufgenommen.  

 

V 5: Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen durch Beleuch-
tung (§ 41a BNatSchG): 

• Die Beleuchtung darf nicht über den Bestimmungsbereich hinaus 
strahlen. 

• Zulässig sind nur voll abgeschirmte Leuchten (0 % Upward Light Ra-
tio) mit vollständig geschlossenem, staubdichtem Gehäuse (Schutz-
klasse IP 65) und einem für die meisten Arten wirkungsarmen Farb-
spektrum (ohne UV-Anteil, geringer Blaulichtanteil, warmweißes Licht 
mit Farbtemperaturen von 1600 – 2400 K, max. 3000 K), deren Ober-
fläche sich nicht auf mehr als 60 °C aufheizt. 

• Die Lichtpunkthöhen sind möglichst niedrig zu halten. 

• Die höchstzulässige Beleuchtungsstärke beträgt 5 Lux für die Weg- 
und Zugangsbeleuchtung von Grundstücken sowie 10 Lux für Hof- 
und Parkplatzbeleuchtung. 

 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Festsetzung als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft. 
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V 6: Die ausführenden Baufirmen sind vor der Vorbereitung des Baufeldes 
über das Vorkommen von streng geschützten Tierarten zu informieren. 
Es ist darauf hinzuwirken, dass Funde von streng geschützten Tierarten 
unverzüglich der Unteren Naturschutzbehörde gemeldet werden. 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Es besteht keine Rechtgrundlage für eine Festsetzung dieser Maß-
nahme im Bebauungsplan. Sie wird daher als Hinweis zum Artenschutz 
aufgenommen.  

 

 Externe Ausgleichsfläche 

Im bislang gültigen Bebauungsplan ist zum Ausgleich der nicht vollständig in-
nerhalb des Geltungsbereichs kompensierbaren Eingriffe eine externe Fläche 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB als Teilgeltungsbereich des Be-
bauungsplanes festgesetzt. Es handelt sich um eine Fläche im Bereich der 
Gemarkung Lorsch, Flur 25, Flurstück 11 mit einer Größe von ca. 7.551 qm. 

Diese externe Ausgleichsfläche ist nicht in die Änderung des Bebauungsplans 
einbezogen. Für sie bleibt somit der Bebauungsplan „Schön-Klinik Lorsch“ in 
seiner bisherigen Fassung gültig. 

 

 Ausgleichsflächenbedarf 

Eine formalstrukturelle Bewertung der durch die Planung zulässig werdenden 
Veränderungen der Biotoptypen im Eingriffsraum erfolgt gemäß der Kompen-
sationsverordnung. Im Ergebnis ergibt sich gegenüber dem bisherigen Pla-
nungsrecht ein Ausgleichsdefizit von 30.050 Wertpunkten.  

 

 
formalstrukturelle Bewertung der Veränderungen der Biotoptypen gemäß Kompensationsver-
ordnung 
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Die Ermittlung des aus der Versiegelung resultierenden Kompensationsbe-
darfs für das Schutzgut Boden erfolgt gemäß der Arbeitshilfe „Kompensation 
des Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung nach BauGB – Arbeitshilfe zur 
Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen 
und Rheinland Pfalz“ des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt 
und Geologie (HLNUG) und dem Landesamt für Geologie und Bergbau Rhein-
land-Pfalz. Im Ergebnis zeigt sich ein Ausgleichsbedarf von 2,52 Bodenwert-
einheiten. Ein Ausgleich der Eingriffe in das Bodenpotenzial ergibt sich jedoch 
nicht.  
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Bodenbilanzierung gemäß der Arbeitshilfe „Kompensation des Schutzgutes Boden in der 
Bauleitplanung nach BauGB – Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das 
Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland Pfalz“ 
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 Ausgleich der zusätzlichen Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft 

Zum Ausgleich der Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft, die nicht inner-
halb des Bebauungsplangebiets kompensiert werden können, wird eine Teil-
fläche von 1.453 m² des Flurstücks Flur 22, Flurstücks-Nr. 2/2 herangezogen. 
Es handelt sich hierbei um eine Teilfläche der Ökokonto-Maßnahmen „Altmä-
anderflutung Weschnitzinsel“ mit einer ökologischen Wertigkeit von 30.060 Bi-
otopwertpunkten. Die Maßnahme ist bereits hergestellt.   

 

 
Lageplan der zugeordneten Ausgleichsfläche. Eiling Planungsgesellschaft mbH, Heidelberg 
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Legende zum Lageplan der zugeordneten Ausgleichsfläche. Eiling Planungsgesellschaft 
mbH, Heidelberg 

 

8. Bodenordnung 

Zur Umsetzung des Bebauungsplans ist keine Bodenordnung im Sinne des 
BauGB erforderlich. 
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9. Umweltbericht 

Im Bauleitplanverfahren ist eine Umweltprüfung erforderlich. § 2 Abs. 4 Satz 
1 BauGB definiert die Umweltprüfung als Verfahrensabschnitt, in dem die Be-
lange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB dargestellt 
und ermittelt sowie in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. 

 

9.1. Beschreibung der Planung 

 Anlass und Aufgabenstellung 

Die Stadt Lorsch hat im Jahr 2016 den Bebauungsplan Nr. 57 „Schön Klinik 
Lorsch“ aufgestellt. Dieser Bebauungsplan wurde durch Veröffentlichung am 
21.03.2017 rechtsverbindlich. Der Bebauungsplan wurde auf einer kleinen 
Teilfläche durch den Neubau zweier Senioren- bzw. Pflegeeinrichtungen und 
eines Gewerbebetriebs umgesetzt. Die betreffenden Flächen sind als Sonder-
gebiet mit der Zweckbestimmung „Gebiet für gesundheitliche Flächen“ und als 
eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt. 

Das ursprüngliche zentrale Planungsziel des Bebauungsplans, die planungs-
rechtliche Absicherung des Neubaus eines Krankenhauses, ist jedoch auf-
grund geänderter Absichten des ursprünglichen Vorhabenträgers zwischen-
zeitlich nicht mehr realisierbar. Die im rechtsgültigen Bebauungsplan als Son-
dergebiet mit der Zweckbestimmung „Klinikgebiet“ festgesetzten Flächen süd-
lich der Bestandsbebauung können daher nicht mehr in der ursprünglich be-
absichtigten Form bebaut werden.  

Die Stadt Lorsch strebt daher eine anderweitige Nutzung der planungsrecht-
lich bereits ausgewiesenen Bauflächen an. Da eine höherwertige Nutzung 
z.B. durch Wohnungsbau aufgrund bestehender gewerblicher Nutzungen in 
der Nachbarschaft nicht in Betracht kommt und da die Stadt Lorsch zugleich 
einer stetigen Nachfrage nach Baugrundstücken für gewerbliche Nutzungen 
sowie für gesundheitliche Zwecke, die in den bestehenden Baugebieten nicht 
mehr gedeckt werden kann, unterliegt, beabsichtigt die Stadt Lorsch die bis-
lang unbebauten Baugrundstücksflächen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“ einer gewerblichen Nutzung bzw. ei-
ner Nutzung als Sondergebiet für gesundheitliche Zwecke zuzuführen. 

Am nördlichen Rand der realisierten Bebauung wurde eine öffentliche Er-
schließungsstraße hergestellt, die bislang nur einseitig bebaut ist. Für eine 
wirtschaftliche Nutzung der hergestellten Erschließungsanlagen ist ergänzend 
vorgesehen, die Baufläche nach Norden in einer Bautiefe auszudehnen. 
Diese Flächen sind aktuell planungsrechtlich als Außenbereich gemäß § 35 
BauGB zu bewerten. 

 

Zur planungsrechtlichen Absicherung der Umnutzung der bislang als Sonder-
gebiet „Klinikgebiet“ festgesetzten Flächen und zur Erweiterung der Bebau-
ungsmöglichkeiten Richtung Norden wird eine Änderung und Erweiterung des 
rechtsgültigen Bebauungsplans erforderlich. Aufgrund der engen inhaltlichen 
Verknüpfungen wird der Bebauungsplan dabei vollständig neu gefasst.  
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 Lage und Kurzcharakteristik des Planungsgebiets 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 5,2 ha und befindet sich im Süd-
osten der Ortslage von Lorsch, nördlich des Starkenburgrings (L 3111). Die 
Flächen sind im Bestand durch eine Senioren-Residenz, ein Pflegezentrum 
und einen gewerblichen Betrieb zu einem geringen Teil bebaut. Die sonstigen 
Flächen werden überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Das Plangebiet wird 
eingerahmt durch den Starkenburgring im Süden, durch ein Gewerbegebiet 
im Westen, die freie Feldflur im Norden und durch eine kleinere Waldfläche 
im Osten.  

 

 
Lage des Planungsgebietes 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird begrenzt: 

- im Norden:  durch die südliche Grenze des Flurstücks 10, 

- im Osten:  durch die westlichen Grenzen der Flurstücke 47, 48 und 
49, 

- im Süden:  durch die nördlichen Grenzen der Flurstücke 89, 86, 85/2, 
60/1, 128/49, 140/16 (Ludwig-Gärtner-Straße) und 129/21, 
sowie  

- im Westen: durch eine Verlängerung der östlichen Grenze des Flur-
stücks 129/21 und durch die östlichen Grenzen der Flur-
stücke 4/34, 282/3 (Am Forstbann), 252/70. 
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 Ziele und Inhalte des Bebauungsplans 

Planerische Zielsetzung der Gemeinde für die Aufstellung des Bebauungs-
plans ist insbesondere 

• die Umnutzung einer Sondergebietsfläche, für die eine Bebauung in der 
bislang vorgesehenen Form nicht mehr zu erwarten ist, in Gewerbegebiets-
flächen 

• die wirtschaftliche Nutzung bereits bestehender Erschließungsanlagen 
durch Ergänzung von Bauflächen 

• die Sicherung einer angemessenen landschaftlichen Einbindung 

• die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse unter Beachtung 
der Auswirkungen durch die umgebenden Nutzungen. 

 

Der Bebauungsplan trifft hierzu im Wesentlichen die folgenden Festsetzun-
gen: 

• Festsetzung eingeschränkter Gewerbegebiete. Zulässig sind Gewerbe-
betriebe aller Art, die die Schutzansprüche der angrenzenden gesundheit-
lichen Einrichtungen nicht stören, sowie Büro- und Verwaltungsgebäude. 
Im Bereich nördlich und westlich der bestehenden Bebauung sind ergän-
zend Beherbergungsbetriebe sowie Anlagen für soziale und gesundheit-
liche Zwecke zulässig.  

• Festsetzung eines Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Gebiet für 
gesundheitliche Zwecke". Zulässig sind insbesondere Anlagen und Nut-
zungen zur Betreuung von pflegebedürftigen Menschen, Ärztehäuser so-
wie Räume und Gebäude für freie Berufe des Gesundheitswesens.  

• Festsetzung einer Lärmkontingentierung für die gewerblichen Bauflä-
chen. 

• Festsetzungen zum Schutz vor Außenlärm. 

• Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8, einer Geschossflä-
chenzahl von 2,4 und einer Baumassenzahl von 10 für die geplanten Bau-
flächen  

• Begrenzung der maximal zulässigen Gebäudehöhe auf 15,50 m; im stra-
ßenseitigen Grundstücksbereich zum Starkenburgring auf 12 m. 

• Abweichende Bauweise entsprechend der offenen Bauweise ohne Be-
grenzung der maximal zulässigen Gebäudelänge. 

• Festsetzungen zum Erhalt bestehender Gehölzflächen und zweier Einzel-
bäume.  

• Festsetzungen zum Schutz des Grundwassers und zur Förderung der 
Grundwasserneubildung durch Ausschluss von Dächern, Regenrinnen 
und Fallrohren aus unbeschichteten Metallen sowie zur Versickerung und 
wasserdurchlässigen Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten und We-
gen. 

• Festsetzung zur Dachflächenbegrünung. 
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• Bauordnungsrechtliche Festsetzungen zur Gestaltung von Dächern, Wer-
beanlagen, Einfriedungen sowie zur gärtnerischen Gestaltung der unbe-
bauten Flächen der Grundstücke. 

 

 Flächenbedarf der Planung 

Zur Bewertung der Umweltauswirkungen ist einerseits ein Vergleich mit dem 
gegebenen Bestand, andererseits jedoch auch mit der planungsrechtlich zu-
lässigen Situation erforderlich. 

Ein Vergleich zwischen der derzeitigen Bestandssituation und der künftigen 
planungsrechtlichen Situation, die in Hinblick auf den Versiegelungsgrad der 
bisherigen planungsrechtlichen Situation entspricht, zeigt folgendes Bild: 

 

Gegenüberstellung derzeitige Flächennutzung – künftiges Planungsrecht  

Nutzung Bestand in 
m2 

Künftiges Pla-
nungsrecht 

(gemäß BP 57-1 
„Nördlich des Star-
kenburgrings“) 

Differenz in m2 

Versiegelte Flächen 

Gebäude  3.120 m²   

Öffentliche Verkehrsfläche  2.230 m² 3.150 m²  

Private Verkehrsflächen (Hilde-
gard-von Bingen-Straße) 

840 m²   

Wirtschaftsweg/ Fuß- und Radweg  1.480 m²  

 Verkehrsfläche besondere Zweck-
bestimmung 

 2.060 m² 

Sonstige versiegelte Flächen  2.990 m²   

Zulässige Versiegelung mit GRZ 
0,8  

 30.520 m²  

Summe versiegelte Fläche 10.660 m² 35.730 m² + 25.070 m² 

Unversiegelte Flächen 

Ackerfläche, intensiv genutzt  29.970 m²   

Feldgehölze  6.100 m² 6.100 m²  

Straßenrandgrün  2.410 m² 1.850 m²  

Magerrasen  890 m² 890 m²  

Private Gartenfläche bei GRZ 0,8  2.170 m² 7.630 m²  

Summe unversiegelte Flächen 41.540 m² 16.470 m² - 25.070 m² 

Gesamtsumme 52.200 m² 52.200 m²  
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Gegenüberstellung derzeitiges Planungsrecht – künftiges Planungsrecht  

Nutzung Bisheriges 
Planungs-
recht 

Künftiges Pla-
nungsrecht 

(gemäß BP 57-1 
„Nördlich des Star-
kenburgrings“) 

Differenz in m2 

Versiegelte Flächen 

Öffentliche Verkehrsfläche  2.780 m² 3.150 m² + 370 m² 

Verkehrsfläche besondere Zweck-
bestimmung  

1.280 m² 2.060 m² + 490 m² 

Zulässige Versiegelung mit GRZ 
0,8  

26.430 m² 30.520 m² + 4.180 m² 

davon begrünte Dachfläche*  2.000 m²  

Summe versiegelte Fläche 30.490 m² 35.730 m² + 5.240 m² 

Unversiegelte Flächen 

Landwirtschaftliche Flächen (§ 35 
BauGB) 

5.740 m² -- - 5.740 m² 

Feldgehölz (§ 35 BauGB) 3.820 m² 3.820 m² -- 

Öffentliche Grünflächen  5.530 m² 5.020 m² - 330 m² 

Private Grünflächen bei GRZ 0,8  6.620 m² 7.630 m² + 1.030 m² 

Summe unversiegelte Flächen 21.710 m² 16.470 m² - 5.240 m² 

Gesamtsumme 52.200 m² 52.200 m²  

* Annahme: in der Erweiterungsfläche SO und im GE 1.1 werden 40 % der Grundstücksfläche durch Gebäude ge-
nutzt. 80 % der Dachfläche werden begrünt. Mögliche Dachflächenbegrünungen in den GE 2.1, 2.2 und 2.3 werden 
nicht berücksichtigt, da keine hinreichende Umsetzungswahrscheinlichkeit gegeben ist. 

 

Wie aus der Flächenbilanz zu entnehmen ist, ist bei vollständiger Umsetzung 
der Planung mit einer Mehrversiegelung von maximal 25.070 m² gegenüber 
dem tatsächlich vorhandenen Bestand zu rechnen.  

Gegenüber dem bisherigen Planungsrecht wird eine Mehrversiegelung von 
5.240 m² zulässig. Diese Mehrversiegelung ergibt sich vorrangig durch die 
Ausweiterung der Bebauungsmöglichkeiten Richtung Norden (4.670 m²), 
durch die Ergänzung eines Gehwegs und einer Zufahrt am Starkenburgring 
(570 m²). 

 

9.2. Übergeordnete Vorgaben 

 Fachgesetzlich festgelegte Ziele des Umweltschutzes 

Für den Bebauungsplan sind folgende in einschlägigen Fachgesetzen festge-
legten Ziele des Umweltschutzes maßgebend: 
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Naturschutzrecht 

Die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind 
im Bundesnaturschutzgesetz definiert. Demnach sind Natur und Landschaft 
so zu schützen, dass die biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und 
nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer ge-
sichert sind. 

Eingriffe in Natur und Landschaft sind Veränderungen der Gestalt oder Nut-
zung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Boden-
schicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheb-
lich beeinträchtigen können. Vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft sind zu unterlassen, unvermeidbare Beeinträchtigungen sind 
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszuglei-
chen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ausge-
glichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funk-
tionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und 
das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet 
ist. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 
Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwerti-
ger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu 
gestaltet ist.  

 

Artenschutzrecht 

Für das Planungsgebiet ist nicht auszuschließen, dass besonders geschützte 
Arten bzw. streng geschützte Arten im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
vorkommen. Ist dies der Fall, werden die Bestimmungen in den §§ 44 ff Bun-
desnaturschutzgesetz maßgebend. Gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
gelten für die besonders geschützten Arten umfassende Zugriffsverbote.  

Entsprechend § 44 Abs. 5 BNatSchG gelten die artenschutzrechtlichen Ver-
bote allerdings bei nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässigen 
Vorhaben nur für in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführte Tier- und Pflan-
zenarten sowie die europäischen Vogelarten gemäß Artikel 1 der Vogel-
schutzrichtlinie (eine Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 
BNatSchG ist bislang nicht erlassen).  

Für alle sonstigen Arten gelten die artenschutzrechtlichen Zugriffs-, Besitz- 
und Vermarktungsverbote bei zulässigen Eingriffen nicht. Dessen ungeachtet 
ist bei der Aufstellung eines Bebauungsplans im Rahmen der Eingriffsrege-
lung über die Zulassung von Eingriffen auch vor dem Hintergrund der Auswir-
kungen auf besonders geschützte Arten zu entscheiden. 

Bezogen auf die in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Tier- und Pflan-
zenarten sowie die europäischen Vogelarten gilt das Verbot einer Schädigung 
oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht, soweit die ökolo-
gische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 
Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Betrachtung kommt daher der Frage 
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der Situation im räumlichen Zusammenhang eine maßgebende Bedeutung 
zu. 

Das Verbot einer unvermeidbaren Beeinträchtigung von in Anhang IV der 
FFH-Richtlinie aufgeführten Tier- und Pflanzenarten sowie von europäischen 
Vogelarten gilt ebenso nicht, soweit die ökologische Funktion der von dem 
Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im 
räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Vermeidbare Beeinträchti-
gungen (einschließlich der Tötung) bleiben unzulässig. 

 

Wasserrecht 

Gemäß Wasserhaushaltsgesetz des Bundes sind Gewässer insbesondere in 
ihrer Funktions- und Leistungsfähigkeit als Bestandteil des Naturhaushalts 
und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu erhalten und zu verbessern. 
Weiterhin sind an oberirdischen Gewässern so weit wie möglich natürliche 
und schadlose Abflussverhältnisse zu gewährleisten und insbesondere durch 
Rückhaltung des Wassers in der Fläche der Entstehung von nachteiligen 
Hochwasserfolgen vorzubeugen. 

Niederschlagswasser soll gemäß § 55 WHG „ortsnah versickert, verrieselt 
oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwas-
ser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche 
Belange entgegenstehen.“ 

 

Immissionsschutzrecht 

Menschen, Tiere, Pflanzen, Böden, Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- 
und Sachgüter sind entsprechend den einschlägigen gesetzlichen Vorschrif-
ten vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen. Dem Entstehen schäd-
licher Umwelteinwirkungen ist vorzubeugen.  

Gemäß § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen so einander zu-
zuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen 
ausgehende Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem 
Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so 
weit wie möglich vermieden werden. Gleichzeitig sollen neben dem Schutz 
der angrenzenden Gebiete gesunde Arbeitsverhältnisse innerhalb des Gebie-
tes herrschen. 

 

 Fachrechtliche Unterschutzstellungen 

Im Plangebiet befinden sich keine naturschutzrechtlichen Schutzgebiete oder 
Unterschutzstellungen. 

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des „Grundwasserbewirtschaftungs-
planes Hessisches Ried“. Dieser stuft das Plangebiet als „Vernässungsge-
fährdete Fläche“ ein.  

Nach dem „Hochwasserrisikomanagementplan für das Einzugsgebiet Ober-
rhein (Hess. Ried) mit Weschnitz“ (RP Darmstadt, Juni 2015) befindet sich 
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das Plangebiet innerhalb des westlichen Randbereichs der potenziellen Über-
schwemmungsgrenze eines extremen Hochwassers. Das geplante Baugebiet 
befindet sich damit in einem überschwemmungsgefährdeten Gebiet der We-
schnitz, welches bei Überschreitung des Bemessungshochwassers oder bei 
Versagen von Deichen überschwemmt werden kann. 

 

9.3. Beschreibung der Wirkfaktoren des Vorhabens  

 Beschreibung des Untersuchungsrahmens  

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zur Aufstellung des Bebauungspla-
nes werden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB auch zu einer Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert.  

 

 Beschreibung der Wirkfaktoren des Vorhabens 

Im Zuge der Nutzung und weiteren baulichen Entwicklung des Plangebietes 
ist allgemein mit folgenden Wirkfaktoren zu rechnen:  

 

Baubedingte Wirkungen  

Baubedingte Wirkungen charakterisieren sich durch die entsprechenden 
Baustellentätigkeiten im Zuge der Herstellung der baulichen Anlagen (Ge-
bäude und private Infrastrukturen auf dem Baugrundstück). Sie wirken für eine 
begrenzte Zeit (zeitlicher Umfang der Baumaßnahme).  

• Neuordnung und Baureifmachung der Flächen für die künftige bauliche 
Nutzung  

• Temporäre Flächeninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtung, Lagern 
von Baumaterial/-geräten, Baustraßen, Inanspruchnahme bestehender 
Wegebeziehungen, Leitungsverlegungen  

• Abbau, Transport, Lagerung, und Durchmischung von Boden.  

• Bodenverdichtung durch Baumaschinen (Erschütterungen, Vibrationen, 
Befahrung von Flächen).  

• Lärm-/ Staub- und Schadstoffemissionen.  

• Unfallgefahren.  

 

Anlagenbedingte Wirkungen  

Anlagenbedingte Wirkungen entstehen durch die baulichen Anlagen selbst 
(zum Beispiel durch Flächeninanspruchnahme, Zerschneidung, Beschattung) 
und wirken dauerhaft.  

• Flächeninanspruchnahme und damit der Verlust von Lebensräumen sowie 
Versiegelung von Flächen durch Verkehrsflächen, Gebäude und Nebenan-
lagen 

• Veränderung des natürlichen Bodengefüges und der natürlichen Topogra-
fie in Folge der Bautätigkeit 

• dauerhafte Veränderung des Siedlungs- und Landschaftsbildes. 
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Betriebsbedingte Wirkungen  

Betriebsbedingte Wirkungen gehen von der Nutzung der baulichen Anlagen 
aus (zum Beispiel Lärm, Emissionen, erhöhter Nutzungsdruck) und wirken für 
die Dauer der Nutzung.  

• Geräusche / Lärm durch Verkehr, Wohn- und Mischgebietstypisches Ge-
werbe sowie die normalen Lebensäußerungen der Wohnnutzung 

• Schadstoffimmissionen durch Heizen, Verkehr und mit der Wohnnutzung 
verträgliches Gewerbe 

• Lichtimmissionen und visuelle Effekte durch Verkehr sowie öffentliche und 
private Außenbeleuchtung 

 

9.4. Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

 Naturräumliche Gliederung und Geländeform 

Gemäß der naturräumlichen Gliederung Deutschlands befindet sich die Stadt 
Lorsch in der naturräumlichen Haupteinheit der Hessischen Rheinebene am 
Schnittpunkt der Untereinheiten Käfertal-Viernheimer Sand, Lampertheimer 
Sand, Einhäuser Weschnitzdurchbruch und südliches Neckarried. Das Plan-
gebiet selbst ist dem Lampertheimer Sand zuzuordnen, der als wenig nähr-
stoffreiche Sandebene beschrieben wird, die noch im 19. Jahrhundert Ödland 
war. Neben Kiefernforsten findet sich heute großflächiger Spargelanbau. Na-
turräumlich steht der Lampertheimer Sand dem Käfertal-Viernheimer Sand 
nahe.  

Das Plangebiet zeigt sich als teilweise baulich genutzte Fläche in Ortsrand-
lage. Das Plangebiet ist weitgehend eben. 

 

 Schutzgut Boden 

Die Stadt Lorsch befindet im Bereich der schwach reliefierten Terrassenflä-
chen des nördlichen Oberrheingrabens. Das anstehende Substrat umfasst 
pleistozäne Sedimente, bestehend aus fluvialen Sanden und Kiesen. Für das 
Plangebiet stellt die Bodenkarte Braunerde-Gley aus Decksedimenten über 
Flug- und Terrassensand dar (Hessisches Landesamt für Bodenforschung, 
Bodenkarte der nördlichen Oberrheinebene, 1990). Die Wasserdurchlässig-
keit wird als hoch, das Ertragspotential des Bodens als gering bewertet.  

Die Böden im Planungsgebiet sind teilweise durch die vorhandene Bebauung 
anthropogen überformt, sodass die natürlichen Bodenstrukturen nur noch in 
den nördlichen und südlichen Teilbereichen vorhanden sind. Durch die beste-
hende Versiegelung sind die natürlichen Bodenfunktionen bereits weitgehend 
eingeschränkt oder stark gestört. 

In den unbebauten Bereichen bestehen Vorbelastungen, vor allem durch die 
bestehende, intensive Nutzung der landwirtschaftlichen Fläche (u.a. Boden-
verdichtung, potenzieller Eintrag von Agrochemikalien in Boden und Grund-
wasser).  
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Im Zuge des Verfahrens zum bestehenden Bebauungsplan Nr. 57 „Schön Kli-
nik“ wurde ein geotechnisches Gutachten erstellt (Geotechnischer Untersu-
chungsbericht, Geotechnik BFW GmbH, Mainz, 01.07.2015). Dieses Gutach-
ten wurde für den nördlich der Hildegard-von-Bingen-Straße hinzukommen-
den Teil im Jahr 2023 ergänzt („Geotechnischer Untersuchungsbericht, 
Lorsch, Bebauungsplan Nr. 57, Erweiterung Südost (Bereich „Schön Klinik)“, 
Geotechnik Team Mainz GmbH, 05.06.2023). 

 

Die durchgeführten Rammkernsondierungen beider Gutachter ergaben, dass 
die oberen 30 bis 110 Zentimeter von einem Bodenbildungshorizont aus ver-
brauntem Sand gebildet sind, der durch die agrarwirtschaftliche Nutzung be-
reichsweise Spuren von mechanischen Umlagerungsprozessen aufweist. Das 
Ausgangssubstrat für den Bodenbildungshorizont sind pleistozäne Dünen-
sande. Aufgrund des äolischen Sedimentationsprozesses sind diese Sande 
gut sortiert. Zwischenlagen mit größeren Anteilen an bindigen Komponenten 
sind meist auf ehemalige Bodenbildungshorizonte und auf das Auftreten von 
Feinkorn und somit auf Mineralverwitterungsprozesse zurückzuführen. Tem-
poräre und / oder saisonale Grundwasserstände sind durch rostfarbene Oxi-
dationssäume und -flecken gekennzeichnet. In Tiefenbereichen, die dauerhaft 
grundwassergesättigt sind, ist das Sediment durch Reduktionsprozesse grau 
bis dunkelgrau verfärbt. Der Baugrund setzt sich (im Gründungssohlenbereich 
unterkellerter Gebäude) aus enggestuften Sanden zusammen. In nassen Jah-
reszeiten ist hier mit dem Auftreten von Grundwasser zu rechnen. Die geolo-
gische Situation wird in Bezug auf die Baugrundverhältnisse als unproblema-
tisch beurteilt. Das untersuchte Gelände ist grundsätzlich bebaubar. 

 

 Schutzgut Klima 

Das Klima im Untersuchungsgebiet ist dem Klimabezirk des mittleren Ober-
rheingrabens zuzurechnen und zeichnet sich durch milde Winter und warme 
Sommer aus. 

Eine klimatische Vorbelastung ergibt sich aus der Lage in der Rheinebene und 
den damit verbundenen austauscharmen und windschwachen Wetterlagen. 
Die Vertikalzirkulation wird dabei durch warme Luftschichten in geringer Höhe 
der Atmosphäre unterbunden, was zu drückender Schwüle im Sommer und 
Inversionslagen im Herbst und Winter führt. Entsprechend bedeutsam sind 
daher Abkühlungsflächen, die das Lokalklima positiv beeinflussen.  

 

 Schutzgut Wasser 

Im Plangebiet selbst befinden sich keine natürlichen Gewässer.  

Laut geotechnischem Bericht (Geotechnischer Untersuchungsbericht, Geo-
technik BFW GmbH, Mainz, 01.07.2015), der im Zuge des Verfahrens zum 
bestehenden Bebauungsplan Nr. 57 „Schön Klinik“ erstellt wurde, war zum 
Zeitpunkt der Geländeuntersuchungen Grundwasser in Tiefen zwischen ca. 
2,20 und 3,20 m unter Geländeoberkante anzutreffen.  
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Um den Bemessungsgrundwasserstand für die Einschätzung von Abdich-
tungserfordernissen richtig ermitteln zu können, wurde ein Gutachten zum Be-
messungswasserstand erarbeitet („Bemessungswasserstände für Bauwerks-
abdichtung in Lorsch“, BGS Umweltplanung GmbH, Darmstadt, Mai 2003).  

In der Karte „Grundwassergleichen / Flurabstände /Bemessungsgrundwas-
serstand“ dieses Gutachtens wird der Bemessungsgrundwasserstand im 
Plangebiet im südlichen Teil bei ca. 0,5 – 1,0 m und im nördlichen Bereich bei 
ca. 1,0 – 1,5 m unter Geländeoberkante angegeben. Aufgrund der geringen 
Grundwasserflurabstände und der durchlässigen Bodenschichten besteht 
eine hohe Empfindlichkeit gegenüber einer möglichen Verschmutzung. 

Der Zustand der Grundwasserkörper hinsichtlich der Parameter SO4, PSM, 
NO3, NH4, o-PO4-P und Chlorid wird im Grundwasserbeschaffenheitsbericht 
2022 des Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie in 
Bezug auf o-PO4-P und Chlorid als gut und im Übrigen als schlecht bewertet. 

Die Grundwasserneubildung im Plangebiet ist – soweit sie nicht aufgrund der 
bestehenden Versiegelung durch Verkehrsflächen, Gebäude und Nebenanla-
gen eingeschränkt mit – mit ca. 250 -300 mm/Jahr (Daten der Jahre 1961 bis 
1991) vergleichsweise hoch. 

Eine Nutzung des Grundwassers zur Trinkwassergewinnung erfolgt nicht.  

 

 Schutzgut Arten- und Biotoppotenzial 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine bereits teilweise erschlossene 
und bebaute Fläche in der Ortsrandlage von Lorsch. Die nicht bebauten Frei-
flächen sind ackerbaulich geprägt. Im Norden befindet sich ein Feldgehölz mit 
höherwertigen Vegetationsstrukturen.  

Für das Planungsgebiet ist angesichts der bestehenden unversiegelten Frei-
flächen und der Gehölzbestände anzunehmen, dass besonders geschützte 
Arten bzw. streng geschützte Arten im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
vorkommen. Ist dies der Fall, werden die Bestimmungen in den §§ 44 ff Bun-
desnaturschutzgesetz maßgebend. Gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
gelten für die besonders geschützten Arten umfassende Zugriffsverbote. 

Bei nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässigen Vorhaben gelten 
die Bestimmungen jedoch nur für die in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufge-
führte Tier- und Pflanzenarten sowie die heimischen europäischen Vogelarten 
gemäß Art. 1 Vogelschutzrichtlinie. Ein Verstoß gegen das Störungsverbot 
und das Zerstörungsverbot von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten liegt zudem 
in diesem Fall nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff 
oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten streng ge-
schützter Arten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

Zur Prüfung der artenschutzrechtlichen Belange wurde daher ein gesondertes 
Fachgutachten erstellt („Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 
57 Schön Klinik Lorsch in Lorsch – Artenschutzgutachten“, BFL Heuer & Dö-
ring Landschaftsarchitektur und Bauleitplanung, Wiesbaden, Juli 2025).  

Im Rahmen dieses Gutachtens erfolgten jeweils vier Begehungen zur Erfas-
sung der Avifauna und von Reptilien sowie eine Potenzialanalyse in Hinblick 
auf Fledermäuse. 
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Fledermäuse  

Fledermausquartiere sind innerhalb des Geltungsbereichs im Bereich der vor-
handenen Bebauung möglich. Eingriffe werden hier nicht erwartet. Am West- 
und am Nordrand des Geltungsbereichs können Fledermäuse in älteren Bäu-
men Sommer- und Zwischenquartiere haben. Auch hier wird von einem Be-
standserhalt ausgegangen.  

Alle Fledermäuse sind nach der FFH-Richtlinie Anhang IV streng geschützt. 

 

Vögel 

Innerhalb des Geltungsbereichs und in seinem Umfeld brüten verbreitete Vo-
gelarten der Gärten und Parkanlagen wie Amsel, Mönchsgrasmücke und 
Zilpzalp. 
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Fundpunkte der im Jahr 2025 nachgewiesenen Brutvogelarten und Nahrungsgäste. 
Aus: BFL Heuer & Döring, Wiesbaden, Juli 2025 

 

Mit Bluthänfling, Grünfink und Elster sind angrenzend an den Geltungsbereich 
auch Vogelarten vertreten, deren Erhaltungszustand in Hessen als ungünstig 
/ unzureichend oder ungünstig / schlecht eingeschätzt wird. 

Als Nahrungsgäste wurden Rauchschwalbe, Distelfink und Star beobachtet. 
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Alle heimischen Vogelarten sind nach der Vogelschutz-Richtlinie geschützt. 
Nach Anhang I der Vogelschutzrichtlinie streng geschützte Arten wurden nicht 
nachgewiesen. 

Ebenfalls streng geschützt sind die im Gebiet heimischen Greifvogel-Arten 
gemäß EU-Verordnung für Greifvögel - abgeleitet aus dem Washingtoner Ar-
tenschutzabkommen. Eine Brut von Greifvögeln (Horste) wurde jedoch nicht 
beobachtet. 

 

Reptilien  

Zur Erfassung von Reptilien, insbesondere der Zauneidechse (Lacerta agilis), 
wurden von jeweils zwei Fachkräften vier Begehungen durchgeführt. Bei den 
Begehungen erfolgte kein Nachweis von Reptilien. 

 

Sonstige Arten 

Anhand der Ortsbegehungen im Jahr 2025 sowie sonstiger vorliegender In-
formationen kann das Vorkommen von nach europäischem oder nationalem 
Recht streng geschützten Arten aus den Artengruppen 

o Flora 

o Fische 

o Amphibien 

o Insekten (einschl. Libellen) 

o Säugetiere mit Ausnahme der Fledermäuse 

o Spinnen und 

o Weichtiere 

mit großer Sicherheit ausgeschlossen werden. Streng geschützte Arten aus 
diesen Gruppen sind aufgrund ihrer Verbreitung und/oder ihrer Lebensrauman-
sprüche nicht im Gebiet zu erwarten. 

 

 Schutzgut Fläche 

Das Plangebiet umfasst eine 5,2 ha große Fläche, wovon 1,1 ha bereits er-
schlossen und bebaut sind.  

Die südlich und nördlich angrenzenden Flächen sind unbebaut. Durch die be-
reits vorhandenen baulichen Anlagen im Plangebiet, dem Starkenburgring (L 
3111) im Süden und den dahinterliegenden Sportflächen, sowie den Gewer-
bebauten im Westen liegt jedoch bereits eine bauliche Prägung vor. Insofern 
können die Flächen des Geltungsbereichs des Bebauungsplans im gegen-
wärtigen Zustand nur bedingt als Teil der freien Landschaft wahrgenommen 
werden. 

 

 

 Schutzgut Landschafts- und Siedlungsbild 

Das Siedlungsbild des Plangebiets wird im Wesentlichen durch die Lage im 
Stadtrandgebiet geprägt, das durch eine weiträumige, landwirtschaftlich ge-
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prägte Landschaft gekennzeichnet ist, die von Gehölzstreifen und kleinräumi-
gen Waldgebieten durchbrochen wird. Innerhalb des Geltungsbereichs liegen 
bereits bebaute Flächen in zentraler Lage vor. Die im Süden und Norden an 
die bebauten Flächen angrenzenden Bereiche sind intensiv landwirtschaftlich 
genutzt. Das Plangebiet wird im westlichen Randbereich durch lineare Ge-
hölzstrukturen von der dahinterliegenden Bebauung abgegrenzt. Die Bebau-
ung im Westen zeichnet sich überwiegend durch flache Gewerbebauten aus.  

Durch den östlich angrenzenden Dünenzug mit Kiefernbestand, den nördlich 
der Ackerfläche folgenden Gehölzstreifen, den Grünzug im Westen und einem 
Gehölzstreifen südlich des Starkenburgrings ist das Plangebiet durch Begrü-
nung arrondiert und landschaftlich sehr gut eingebunden. Eine Blickbeziehung 
zur Bergstraße ist dennoch gegeben 

 

 Schutzgut Mensch und Erholung 

Immissionsschutz 

In direkter Umgebung des Plangebiets befindet sich eine lärmbelastete Haupt-
verkehrsstraße (L 3111), zu sportlichen Zwecken genutzte Freizeitflächen und 
Gewerbegebiete. Aufgrund der hiervon ausgehenden Lärmemissionen, die in 
Form von Verkehrs-, Gewerbe- und Sportlärm auf das Baugebiet selbst ein-
wirken, wurde im Rahmen des Verfahrens zum bestehenden Bebauungsplan 
57 „Schön Klinik Lorsch“ eine schalltechnische Untersuchung („Schalltechni-
sche Untersuchung zum Bebauungsplan Schön-Klinik Lorsch Stadt Lorsch“, 
FIRU GfI mbH, Gesellschaft für Immissionsschutz mbH, Kaiserslautern, Au-
gust 2016) durchgeführt. Diese hatte zum Ergebnis, dass im Geltungsbereich 
im Hinblick auf die angestrebten Nutzungen Konfliktpotentiale bestehen.  

 

Straßenverkehrsschall 

Die Berechnung der Verkehrslärmeinwirkungen erfolgte durch die Simulation 
der Schallausbreitung zum einen als freie Schallausbreitung in einem Raster 
flächig in 14,5 m über Grund für den Tag- und Nachtzeitraum und zum ande-
ren unter der Berücksichtigung der damals geplanten Klinikgebäude und 
exemplarisch angenommene Gebäude im SO „Gebiet für gesundheitliche 
Zwecke“ und im eingeschränkten Gewerbegebiet. Zweitere wurde geschoss-
weise in Einzelpunktberechnungen für den Tag und die Nacht durchgeführt.  

Weil das Klinikgebäude nicht realisiert wurde, kann für den südlichen Teilbe-
reich die Simulation der freien Schallausbreitung herangezogen werden.  

Gemäß dem Gutachten wirkt direkt am Starkenburgring (L3111) Verkehrs-
schall in der Größenklasse von 55 – 60 dB(A). Südlich des SO „Gebiet für 
gesundheitliche Zwecke“ und des eingeschränkten Gewerbegebiets wirken 
40 – 45 dB(A). Daher kann bei der Größenordnung des auf das Plangebiet 
einwirkenden Verkehrsschalls vermutet werden, dass die Schalltechnischen 
Orientierungswerte der DIN 18005 für Verkehrslärmeinwirkungen von 55 
dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht für ein Allgemeines Wohngebiet, von 
60 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht für ein Besonderes Wohngebiet 
und von 60 dB(A) am Tag und 50 dB(A) in der Nacht für ein Mischgebiet im 
Plangebiet zumindest im südlichen Bereich bereits im Bestand überschritten 
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werden. Die Orientierungswerte für ein Gewerbegebiet werden jedoch einge-
halten. 

 

Verkehrslärmeinwirkungen Tag Planfall Prognose 2025. Quelle: Schalltechnische Untersu-
chung zum Bebauungsplan Schön-Klinik Lorsch Stadt Lorsch“, FIRU GfI mbH, Gesellschaft 
für Immissionsschutz mbH, Kaiserslautern, August 2016.  

 

Für die Flächen des Sondergebiets „Gebiet für gesundheitliche Zwecke“ und 
für das nördlich angrenzende eingeschränkte Gewerbegebiet können keine 
repräsentativen Aussagen aus der schalltechnischen Untersuchung zum Be-
bauungsplan 57 „Schön Klinik Lorsch“ herangezogen werden, da die vom Gut-
achter angenommene Bebauung nicht in der Form realisiert wurde, wie sie die 
Simulation berücksichtigt. Gleichzeitig kann die Simulation der freien Schal-
lausbreitung ebenfalls nicht herangezogen werden, weil die Bebauung im SO 
„Gebiet für gesundheitliche Zwecke“ und im eingeschränkten Gewerbegebiet 
entsprechend des Bebauungsplanes umgesetzt wurde. 

 

Sport- und Freizeitlärm 

Die Berechnung des Sport- und Freizeitlärm erfolgte nach der gleichen Sys-
tematik wie die des Straßenverkehrsschalls. Auch hier kann für den südlichen 
Teilbereich die Simulation der freien Schallausbreitung herangezogen wer-
den.  

Bei freier Schallausbreitung in 13 m über Grund wirken gemäß dem Gutachten 
an der südlichen Plangebietsgrenze Schallimmissionen in der Größenklasse 
von 50 – 55 dB(A). Damit wird der Immissionsrichtwert der 18.BImSchV für 
Sportanlagenlärmeinwirkungen in Kurgebieten, Krankenhäusern und Pflege-
anstalten von 45 dB(A), Reinen Wohngebieten von 50 dB(A) und Allgemeinen 
Wohngebieten von 55 dB(A) im Tagzeitraum an der südlichen Plangebiets-
grenze überschritten. Der Immissionsrichtwert für Gewerbegebiete (65 dB(A) 
wird im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans eingehalten.  
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Gewerbelärm 

Die Berechnung der Emissionen der einzelnen Betriebe erfolgte auf Basis von 
Betreiberangaben, Genehmigungsunterlagen und Emissionsansätzen aus 
der Fachliteratur sowie Ergänzungen aufgrund von Erfahrungswerten. 

Angaben zu schalltechnisch relevanten Betriebsvorgängen auf den Betriebs-
geländen wurden bei den Betriebsinhabern abgefragt. Auf Grundlage der An-
gaben der Betriebsinhaber wurde ein digitales Emissionsmodell erstellt. Die 
maßgeblich zur Gewerbelärmvorbelastung innerhalb des Plangebiets beitra-
genden Betriebe im Tagzeitraum (6.00 – 22.00 Uhr) sind:  

• Dietsch Speditionsgesellschaft mbH, Industriestraße 2 

• Kunststoffverarbeitung Richard Schumacher GmbH, Industriestraße 2c 

• Behindertenhilfe Bergstraße gemeinnützige GmbH, Starkenburgring 
11 

• Pfenning Logistics, Lagerhalle, Seehofstr. 64  

Nach Angaben der Betriebsinhaber sind im Nachtzeitraum (22.00-6.00 Uhr) 
relevante Gewerbelärmeinwirkungen ausschließlich durch die Dietsch Spedi-
tionsgesellschaft mbH zu erwarten.  

Auch für die Berechnung des Gewerbelärms kann für den Bereich südlich der 
bestehenden Bebauung die Simulation der freien Schallausbreitung herange-
zogen werden. Bei freier Schallausbreitung im Plangebiet wird der Immissi-
onsrichtwert der TA Lärm für Gewerbegebiete von 65 dB(A) am Tag (6.00-
22.00 Uhr) im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans eingehalten. 
Der Immissionsrichtwert für Mischgebiete von 60 dB(A) am Tag wird bei freier 
Schallausbreitung bis zu einem Abstand von bis zu 50 m von der westlichen 
Grenze des Geltungsbereichs überschritten. Der Immissionsrichtwert für all-
gemeine Wohngebiete von 55 dB(A) wird bis zu einem Abstand von rund 110 
m von der westlichen Grenze des Geltungsbereichs überschritten. Ohne Ab-
schirmung im Plangebiet wird der Immissionsrichtwert für Krankenhäuser von 
45 dB(A) im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans überschritten. 
Auf der Grundlage des oben beschriebenen Emissionsmodells für den Tag-
zeitraum werden für die nächstgelegenen Wohnhäuser Am Forstbann 25 und 
26, die sich in einer nach dem Flächennutzungsplan der Stadt Lorsch darge-
stellten Mischbaufläche befinden, Gewerbelärmeinwirkungen von 59,4 dB(A) 
bzw. 53,3 dB(A) berechnet. Der Immissionsrichtwert für Mischgebiete von 60 
dB(A) würde damit nahezu ausgeschöpft. Der Nachtbetrieb der Dietsch Spe-
ditionsgesellschaft hat an diesen nächstgelegenen bestehenden Immission-
sorten in der ungünstigsten Nachtstunde den gegenüber dem Tagwert um 15 
dB(A) niedrigeren Immissionsrichtwert für Mischgebiete gemäß TA Lärm von 
45 dB(A) einzuhalten. Damit ist auch innerhalb des Plangebiets in der Nacht 
mit einer um mindestens 15 dB(A) niedrigeren Gewerbelärmeinwirkungen zu 
rechnen als am Tag. Eine gesonderte Darstellung der in der Nacht zu erwar-
tenden Gewerbelärmvorbelastung kann damit entfallen. 
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Gewerbevorbelastung Tag durch bestehende Betriebe. Quelle: Schalltechnische Untersu-
chung zum Bebauungsplan Schön-Klinik Lorsch Stadt Lorsch, FIRU GfI mbH, Gesellschaft 
für Immissionsschutz mbH, Kaiserslautern, August 2016. 

 

Erholung 

Die Flächen des Plangebiets selbst weisen keine wesentliche Erholungsnut-
zung auf.  

 

 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Sachgüter bestehen im Plangebiet in Form der bestehenden Bebauung der 
Hildegard-von-Bingen-Straße, des Starkenburgrings (L3111) und befahrba-
ren Wirtschaftswegen im Osten und Westen des Plangebiets.  

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Schön-Klinik Lorsch“ wurde 
eine geomagnetische Untersuchung des Gebietes durchgeführt. Das Ergeb-
nis lies keine archäologischen Befunde erwarten. Dennoch wurde eine wei-
tere Sondierung zum Ausschluss möglicher Befunde durchgeführt. Auch hier 
wurden keine Funde festgestellt.  

Für die Flächen, die durch die Erweiterung des Bebauungsplans Richtung 
Norden neu als Bauflächen ausgewiesen werden sollen, wurden aufgrund der 
Markierung der Fläche des Plangebiets im Geoportal Hessen als eingetrage-
nes Flächendenkmal ebenfalls nähere Untersuchungen am 27.02.2023 durch 
die GGU – Gesellschaft für Geophysikalische Untersuchungen mbh in Karls-
ruhe in Kooperation mit einer Archäologin durchgeführt. Gemäß dem Endbe-
richt „Lorsch, In den langen Ruten Süd – Erkundung nach archäologischen 
Resten mit Geomagnetik – Messbericht“ vom 10.03.2023, zeigen sich Ano-
malien, bei denen es sich um archäologische Befunde handeln kann. Um eine 
Aussage zur Art dieser Anomalien treffen zu können, sind weitere Untersu-
chungen (z. B. Sondagen, Bohrungen) notwendig.  
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 Wechselwirkung zwischen den Schutzgütern 

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Umweltbelange beein-
flussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße. Dabei sind Wechselwir-
kungen zwischen den Umweltbelangen sowie Wechselwirkungen aus Verla-
gerungseffekten zu betrachten. Nachfolgend sind in der Tabelle die Wechsel-
wirkungen zwischen den Umweltbelangen zusammengefasst dargestellt: 

 



Stadt Lorsch, Begründung zum Bebauungsplan Nr. 57-1 „Nördlich des 
Starkenburgrings“ Fassung zur Offenlage vom 17.09.2025 

 

Seite 63 

 

 



Stadt Lorsch, Begründung zum Bebauungsplan Nr. 57-1 „Nördlich des 
Starkenburgrings“ Fassung zur Offenlage vom 17.09.2025 

 

Seite 64 

 

9.5. Alternativenprüfung 

 Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 
der Planung 

Grundlage für den Umweltbericht ist ein Vergleich der Auswirkungen auf die 
Schutzgüter bei Realisierung und bei Nicht-Realisierung der Planung.  

Für den durch den Bebauungsplan „Schön Klinik Lorsch“ überplanten Teilbe-
reich ist davon ist von zwei Szenarien auszugehen.  

Auf der einen Seite muss davon ausgegangen werden, dass das Plangebiet 
entsprechend den Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplans über-
plant wird. Auf der anderen Seite erscheint eine Realisierung eines Kranken-
hauses, aufgrund geänderter Absichten des ursprünglichen Vorhabenträgers, 
als nicht mehr realisierbar. Daher werden zwei Prognosen der Entwicklung 
des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung erstellt. 

 

Bezogen auf die einzelnen Landschaftspotenziale ist bei einer Realisierung 
eines Bauvorhabens entsprechend der Festsetzungen des bestehenden Be-
bauungsplans von folgender Entwicklung auszugehen:  

 

Ermittlung, Beschreibung, Bewertung der Auswirkungen auf die Schutzgüter 
bei Durchführung eines Vorhabens entsprechend der Festsetzungen des be-
stehenden Bebauungsplans 

Schutzgut Auswirkungen 

Mensch ▪ Die bestehende Immissionsbelastung durch die gewerbliche Nut-
zung im Westen und den Starkenburgring im Süden (L3111) 
bleibt erhalten. Die Immissionen werden nach Norden durch die 
entstehende Bebauung in Teilen abgeschirmt.  

Die bestehenden Nutzungen im Plangebiet bleiben erhalten. 

Tiere und Pflanzen Die privaten Grünflächen der Kliniknutzung bieten der Pflanzen- 
und Tierwelt zusätzliche Lebensräume. 

Boden Durch die Errichtung der baulichen Anlagen kommt es zu einer 
zusätzlichen Versiegelung in einer Größenordnung von ca. 2,5 
ha. 

Wasser Die Fläche geht als natürliche Versickerungsfläche verloren. Das 
Niederschlagswasser wird auf dem Grundstück versickert und 
verwertet.  

Luft/Kima Die landwirtschaftliche Fläche entfällt als nächtliche Kaltluftpro-
duktionsfläche. 

Landschaft Das Landschaftsbild wird geprägt von der Ortsrandlage. 

Biologische Vielfalt Das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern gemäß des Pflanz-
gebotes ist zu erwarten, was neue Lebensräume für die lokale 
Fauna bietet.  

Kultur- und Sachgüter Es sind keine Veränderungen zu erwarten. 

Erhaltungsziele und 
Schutzzweck von FFH- 
und Vogelschutzgebie-
ten 

FFH- und Vogelschutzgebiete sind nicht betroffen. 
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Bezogen auf die einzelnen Landschaftspotenziale ist bei Nichtdurchführung 
der Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplans von folgender Entwick-
lung auszugehen:  

 

Ermittlung, Beschreibung, Bewertung der Auswirkungen auf die Schutz-
güter bei Nichtdurchführung des Vorhabens 

Schutzgut Auswirkungen 

Mensch ▪ Die bestehende Immissionsbelastung durch die gewerbliche Nut-
zung im Westen und den Starkenburgring im Süden (L3111) 
bleibt erhalten.  

Die bestehenden Nutzungen im Plangebiet bleiben erhalten. 

Tiere und Pflanzen Die Flächen im Süden und Norden werden weiterhin intensiv 
landwirtschaftlich genutzt. Entwicklungsmöglichkeiten für Tiere 
und Pflanzen bleiben erhalten. 

Boden Es sind keine Veränderungen zu erwarten. Die Flächen im Süden 
und Norden bleiben intensiv landwirtschaftlich genutzt. 

Wasser Es sind keine Veränderungen zu erwarten. Die Flächen im Süden 
und Norden bleiben als intensiv landwirtschaftlich genutzte Flä-
che erhalten. Der Eintrag von agrarchemischen Stoffen bleibt er-
halten.  

Luft/Kima Es sind keine Veränderungen zu erwarten. Die landwirtschaftliche 
Fläche bleibt als nächtliche Kaltluftproduktionsfläche bestehen. 

Landschaft Das Landschaftsbild wird geprägt von der Ortsrandlage.  

Biologische Vielfalt Bei einer Beibehaltung der bisherigen Nutzung ist keine Verände-
rungen zu erwarten.  

Kultur- und Sachgüter Es sind keine Veränderungen zu erwarten. 

Erhaltungsziele und 
Schutzzweck von FFH- 
und Vogelschutzgebie-
ten 

FFH- und Vogelschutzgebiete sind nicht betroffen. 

 

 Übersicht über die wichtigsten geprüften anderweitigen Lösungsmög-
lichkeiten und Angabe von Auswahlgründen im Hinblick auf die Umwelt-
auswirkungen  

Nutzungsalternativen 

Vorhabenalternativen im Sinne von grundlegenden alternativen Nutzungs-
möglichkeiten wurden für das Planungsgebiet im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes nicht geprüft, da eine Entwicklung als Klinikgebiet aufgrund 
geänderter Absichten des Vorhabenträgers nicht mehr realisierbar ist und es 
ausgehend von den umgebenen Nutzungen Ziel der Planung ist, gewerbliche 
Bauflächen und Flächen für gesundheitliche Anlagen zu entwickeln. Darüber 
hinaus erscheinen andere Nutzungen aufgrund der bestehenden Schallbelas-
tung als unrealistisch.  
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Grundsätzliche Standortalternativen 

Derzeit verfügt die Stadt Lorsch über keine nennenswerten Gewerbeflächen 
mehr, die Flächen sind alle vermarktet. Eine Aktivierung von Gewerbebrachen 
ist nicht möglich, da diese nicht vorhanden sind. Entsprechende Flächen wur-
den in den vergangenen Jahren zu Wohnflächen oder Flächen für soziale Nut-
zungen entwickelt, böten auch weder die erforderliche verkehrstechnische 
Anbindung noch die erforderliche Grundstücksgröße. Dies führte zu einem re-
alen Verlust von ca. zehn Hektar Gewerbefläche, die anderen Nutzungen zu-
geführt wurden. Aktuell kann nachfragenden Betrieben kein Angebot an 
Grundstücken gemacht werden. 

Standortalternativen für die geplanten Nutzungen wurden im Vorfeld der Flä-
chenauswahl daher nicht betrachtet. Überwiegend handelt es sich um eine 
bauplanungsrechtlich bereits überplante Fläche, welche aufgrund geänderter 
Absichten des Vorhabenträgers nicht mehr entsprechend der bestehenden 
Darstellungen des Flächennutzungsplans bebaut werden kann, aber für eine 
gewerbliche Nutzung geeignet ist. Die Erweiterungsfläche im Norden nutzt 
eine bereits bestehende Erschließung und stellt eine Arrondierung der bishe-
rigen Nutzungen im Umfeld dar.   

 

9.6. Beschreibung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine bereits teilweise erschlossene 
und bebaute Fläche in Ortsrandlage der Stadt Lorsch. Durch die Aufstellung 
des Bebauungsplans soll eine Bebauung ermöglicht werden, die sich an den 
bestehenden Nutzungen im Plangebiet und dessen Umfeld orientiert. Die Zu-
lässigkeit baulicher Nutzungen bleibt im Bereich der bestehenden baulichen 
Nutzungen und im südlichen Bereich sowohl in Bezug auf das Maß der bauli-
chen Nutzung als auch in Bezug auf die Fläche, die überbaut werden darf 
gegenüber dem bestehenden Bebauungsplan gleich. Nur im Norden ergeben 
sich gegenüber dem bisherigen Zustand und der planungsrechtlichen Zuläs-
sigkeit Abweichungen.  

 

 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 

Durch die Planung kommt es gegenüber dem bisherigen Planungsrecht zu 
einer zusätzlichen Versiegelungsmöglichkeit bislang offener Bodenflächen 
auf insgesamt bis zu ca. 5.240 m² Fläche.  

Mit der Versiegelung gehen die natürlichen Bodenfunktionen (natürliche Bo-
denfruchtbarkeit, Ausgleichskörper im Wasserkreislauf, Filter und Puffer für 
Schadstoffe, Standort für die natürliche Vegetation) vollständig verloren. 

 

 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Durch die Planung kommt es gegenüber dem bisherigen Planungsrecht zu 
einer zusätzlichen Versiegelungsmöglichkeit bislang offener Bodenflächen 
auf insgesamt bis zu ca. 5.240 m² Fläche.  

Diese Fläche geht somit als Versickerungsfläche verloren; die Grundwasser-
neubildung wird dementsprechend unterbrochen. Zugleich entsteht durch die 
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bauliche Nutzung des Geländes ein erhöhtes Risiko gegenüber Schadstoffe-
inträgen, während zugleich die Einträge von Pflanzenschutz- und Düngemit-
teln reduziert werden.  

Durch Maßnahmen des Niederschlagswassermanagements (Versickerung, 
Rückhaltung) können die Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung bzw. 
auf das Kanalisations- und somit auf das angrenzende Gewässernetz jedoch 
vermieden oder zumindest reduziert werden. 

 

 

 

 Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/Luft 

Durch das Vorhaben geht gegenüber dem bisherigen Planungsrecht auf einer 
Fläche von ca. 5.240 m² die bisherige lufthygienische und kleinklimatische 
Ausgleichswirkung verloren. 

Für die unmittelbar angrenzende Bebauung entfällt damit eine kleinklimati-
sche Ausgleichsfläche, die bei klimatisch problematischen Wetterlagen zu ei-
ner Reduzierung der Überhitzung und zu einer Verbesserung des lokalen 
Kleinklimas beiträgt. 

 

 Auswirkungen auf das Schutzgut Vegetation und Fauna 

Durch die Planumsetzung kommt es zu einem Verlust von Vegetationsflä-
chen. Betroffen von der zusätzlichen Versiegelungsmöglichkeit sind  

• landwirtschaftliche Flächen (5.740 m², davon versiegelbar 4.590 m²) 

• planungsrechtlich festgesetzte Randeingrünungsflächen (70 m²) 

• planungsrechtlich festgesetzte Bauflächen (50 m², davon bereits bislang 
bei GRZ 0,8 versiegelbar: 40 m²) 

• Bankettflächen am Starkenburgring (ca. 570 m²) 

Eine besondere Bedeutung als Lebensraum für Flora und Fauna kommt den 
Flächen nicht zu.  

Eine Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten streng geschützter Ar-
ten ergibt sich nicht.  

 

 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild/Erlebnispotenzial 

Mit der Realisierung des Vorhabens ist kein Verlust von Flächen besonderer 
Vielfalt, Eigenart oder Schönheit verbunden.  

Vielmehr erfolgt mit Verwirklichung des Planungsvorhabens die Bebauung ei-
ner Fläche, welche durch die Ortsrandlage im Süden und Westen bereits bau-
lich vorgeprägt ist.  

 

 Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche 

Gegenüber dem bisherigen Planungsrecht wird durch die Planung eine ca. 
5.740 m² große, bislang unbebaute und landwirtschaftlich genutzte Fläche ei-
ner baulichen Nutzung zugeführt. 
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 Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter 

Auswirkungen auf schützenswerte Sachgüter sind nicht zu erwarten. 

Ob Auswirkungen auf Kulturgüter zu erwarten sind, kann aus den vorliegen-
den archäologischen Untersuchungen nicht mit hinreichender Sicherheit ab-
geleitet werden. Insofern können Auswirkungen auf archäologische Fundstel-
len nicht ausgeschlossen werden. 

 

 

 

 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch 

Immissionsbelastung Schall 

Im Rahmen des Verfahrens zum bestehenden Bebauungsplan 57 „Schön Kli-
nik Lorsch“ wurde eine schalltechnische Untersuchung („Schalltechnische Un-
tersuchung zum Bebauungsplan Schön-Klinik Lorsch Stadt Lorsch“, FIRU GfI 
mbH, Gesellschaft für Immissionsschutz mbH, Kaiserslautern, August 2016) 
durchgeführt. Diese ermittelte, welche Lärmemissionswerte innerhalb des 
Plangebiets eingehalten werden müssen, um nachteilige Auswirkungen auf 
die umgebenden Siedlungsbereiche zu vermeiden.  

Um nachteilige Auswirkungen auf die umgebenden Siedlungsbereiche zu ver-
meiden, wurden für den Geltungsbereich des bestehenden Bebauungsplan 
Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“ unter Beachtung der nächstgelegenen schutz-
würdigen Nutzungen, die maximal zulässigen, immissionswirksamen, flächen-
bezogenen Schallleistungspegel, die sogenannten Emissionskontingente LEK, 
bestimmt.  

Durch die Änderung der Art der baulichen Nutzung von einem Sondergebiet 
„Klinikgebiet“ hin zu einem eingeschränkten Gewerbegebiet fällt jedoch eine 
nach 16. BImSchV und TA-Lärm schützenswerte Nutzung weg. Mit der Fest-
setzung eines eingeschränkten Gewerbegebiets ergibt sich vielmehr die Zu-
lässigkeit von potenziell schallemittierenden Betrieben. Aufgrund der nord-
westlich angrenzenden schützenswerten Nutzungen bedarf es demnach 
ebenfalls der Festsetzung von Emissionskontingenten für das eingeschränkte 
Gewerbegebiet.  

 

9.7. Maßnahmen zur Vermeidung, zur Minderung oder zum Ausgleich der 
nachteiligen Wirkungen 

 Maßnahmen zur Vermeidung, zur Minderung oder zum Ausgleich von 
Eingriffen in Natur und Landschaft 

Zur Vermeidung, zur Verminderung oder zum Ausgleich der Eingriffe in Bo-
den, Natur und Landschaft werden folgende Maßnahmen festgesetzt, die be-
reits überwiegend im bislang gültigen Bebauungsplan verankert waren: 

 

Erhaltung von Gehölzen 
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Die am westlichen und nördlichen Rand des Geltungsbereiches bestehenden 
Gehölzzüge sind als Bruthabitat und Vernetzungselement in ihrer Funktion für 
die vorhandene Fauna in der derzeitigen Ausprägung zu erhalten, vor schäd-
lichen Einflüssen zu schützen und im Fortbestand dauerhaft zu sichern. Eine 
Rodung des Baum- und Strauchbestands ist nicht zulässig. 

 

Begrünung von Dachflächen 

Um das Wasserrückhaltevermögen zu verbessern, die Überwärmung versie-
gelter Flächen zu mindern und um neue Lebensräume zu schaffen, sind Dach-
flächen von Gebäuden oder Gebäudeteilen, die nach Rechtskraft des Bebau-
ungsplans neu errichtet werden, mit einer mindestens 8 cm mächtigen, Vege-
tation tragenden Boden- / Substratschicht mit standortgerechten Gräsern oder 
standortgerechten Stauden oder Sedumsprossen zu begrünen, soweit sie 
nicht durch Dachausstiege, Oberlichter oder technischen Aufbauten genutzt 
werden.  

Um unangemessene Belastungen für die Bauherren bei kleinflächigen Erwei-
terungen zu vermeiden, wird jedoch geregelt, dass die Begrünungspflicht 
nicht bei Vordächern und untergeordneten Gebäudeteilen gilt, wenn das auf 
diesen Dachflächen anfallende Niederschlagswasser an anderer Stelle inner-
halb des Baugrundstücks zurückgehalten wird. 

Ebenso sollen unangemessene Belastungen für die Bauherren bei großvolu-
migen Gebäuden mit großen Spannweiten der Dachkonstruktion vermieden 
werden. Daher wird die Verpflichtung zur Dachflächenbegrünung in der südli-
chen Gewerbegebietsfläche, die sich zur Ansiedlung größerer Betriebe eig-
net, auf die Dachflächen von Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude so-
wie von Beherbergungsbetrieben beschränkt. 

Klarstellend wird geregelt, dass Thermische Solaranlagen sowie Photovol-
taikanlagen auf den begrünten Dachflächen zulässig sind. Diese sind mit ei-
nem Höhenabstand von mind. 30 cm von der Dachfläche anzubringen. Auch 
unter Solar- und Photovoltaikanlagen ist vollflächig Substrat aufzubringen und 
zu begrünen. 

 

Pflanzung von Gehölzen 

Im Bereich des Starkenburgrings ist eine Baumreihe anzulegen. An den fest-
gesetzten Standorten ist jeweils ein einheimischer, standortgerechter Baum 
der Wuchsklasse I gemäß Pflanzliste zu pflanzen.  

Innerhalb der Baugebietsfläche ist je angefangene 500 m² Grundstücksfläche 
mindestens ein Baum der Pflanzliste anzupflanzen.  

Baumpflanzungen im Bereich der Stellplätze sind gemäß der aktuellen Stell-
platzsatzung der Stadt Lorsch auszuführen.  

Die Anpflanzungen sind zu pflegen und bei Abgang durch gleichwertige 
Neupflanzungen zu ersetzen.  

 

Außenbeleuchtung 
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Für die Außenbeleuchtung dürfen ausschließlich voll abgeschirmte Lampen 
mit vollständig geschlossenem, staubdichtem Gehäuse mit warmweißem 
Licht mit geringen Blauanteilen im Spektrum und einer Farbtemperatur von 
1.600 - 3000 Kelvin, deren Oberfläche sich nicht auf mehr als 60 °C aufheizt,  
zum Einsatz kommen. Die Beleuchtung darf nicht über den Bestimmungsbe-
reich hinaus strahlen. Die höchstzulässige Beleuchtungsstärke beträgt 5 Lux 
für die Weg- und Zugangsbeleuchtung von Grundstücken sowie 10 Lux für 
Hof- und Parkplatzbeleuchtung. 

Durch diese Festsetzung soll die insektenanziehende Wirkung der Außenbe-
leuchtung verringert und damit die Population der nachtaktiven Insekten ge-
schützt werden. 

 

 

Durchlässigkeit für Kleintiere 

Einfriedungen sind so zu gestalten, dass umlaufend durch Abstände zwischen 
Zaun und Boden mit einem Mindestabstand von 10 cm oder durch geeignete 
Durchlässe ein ungehinderter Wechsel von Kleintieren gewährleistet werden 
kann. Dadurch soll die Barrierewirkung der Bebauung gemindert werden. 

 

Artenschutzrechtliche Maßnahmen 

Zum Schutz der gegebenenfalls östlich der geplanten Bauflächen vorkom-
menden Zauneidechsen ist auf der Länge des Baugrundstücks an der Ost-
seite des Plangeltungsbereichs, vor Baubeginn ein mobiler Schutzzaun zu er-
richten und bis zum Abschluss der Baumaßnahmen zu unterhalten. Ein Ein-
dringen von Zauneidechsen in den Baubereich und deren Tötung ist somit zu 
verhindern und der Verbotstatbestand im Sinne des § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG 
auszuschließen.  

 

Ausgleichsmaßnahmen 

Die am östlichen Rand des Geltungsbereichs liegende Fläche ist mit einer 
standorttypischen Gras- und Kräutermischung unter Verwendung von zertifi-
ziertem Saatgut anzusäen und durch extensive Pflege als Magerrasen zu ent-
wickeln. Dünge- und Pestizidanwendungen sind ausgeschlossen. Die Fläche 
ist einmal pro Jahr (September) zu mähen und das Mahdgut ist abzutranspor-
tieren. Die Maßnahmen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde herzustellen und zu pflegen. Die Funktionsfähigkeit im Hinblick auf das 
Entwicklungsziel ist dauerhaft zu sichern. Die dafür erforderlichen Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen sind durchzuführen.  

 

 Maßnahmen zur Vermeidung des Eintritts artenschutzrechtlicher Ver-
botstatbestände 

Gemäß dem artenschutzrechtlichen Gutachten zum Bebauungsplan ((Ände-
rung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“ in 
Lorsch – Artenschutzgutachten, BFL Heuer & Döring Landschaftsarchitektur 
und Bauleitplanung, Wiesbaden, Juli 2025) müssen folgende Vorkehrungen 
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zur Vermeidung durchgeführt werden, um Störungen, Tötungen und / oder 
Schädigungen von Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von eu-
ropäischen Vogelarten i.S.v. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie zu vermeiden 
oder zu mindern. 

V 1: Es wird in einen Gehölzbestand eingegriffen - im Norden des geplanten 
Sondergebietes und angrenzend an den Geltungsbereich befinden sich 
Gehölzbestände. Gehölzrodungen werden auf das Nötigste beschränkt. 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Die Erweiterung der Baufläche im Norden wird so abgegrenzt, dass kein 
Eingriff in das vorhandene Feldgehölz erfolgt.  

 

V 2: Der nicht in Anspruch genommene Teil des Feldgehölzes ist durch einen 
Bauzaun von der Baustelle zu trennen. 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Es besteht keine Rechtgrundlage für eine Festsetzung dieser Maß-
nahme im Bebauungsplan. Sie wird daher als Hinweis zum Artenschutz 
aufgenommen.  

V 3: Die Räumung des Baufeldes erfolgt zwischen dem 01.Oktober und dem 
29. Februar. Dabei sind alle als Brutbiotop geeigneten Strukturen zu ent-
fernen, und mit dem Bau ist danach zügig zu beginnen. 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Es besteht keine Rechtgrundlage für eine Festsetzung dieser Maß-
nahme im Bebauungsplan. Sie wird daher als Hinweis zum Artenschutz 
aufgenommen.  

 

V 4: Es werden Maßnahmen zur Vermeidung von Vogelschlag durch Reduk-
tion der Spiegelwirkung und Durchsichtigkeit bei größeren zusammen-
hängenden Glasflächen ergriffen. Folgende Maßnahmen sind hierzu ge-
eignet 

• flächige Markierungen, 

• halbtransparente Materialien, 

• architektonische Gestaltungsmaßnahmen oder Vogelschutzfenster 
nach neuestem technischem Stand, 

• halbtransparente Trennwände (z.B. an Balkonen oder Durchgängen), 

• keine spiegelnden Fassadenflächen. 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Es besteht keine Rechtgrundlage für eine Festsetzung dieser Maß-
nahme im Bebauungsplan. Sie wird daher als Hinweis zum Artenschutz 
aufgenommen.  

 

V 5: Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen durch Beleuch-
tung (§ 41a BNatSchG): 
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• Die Beleuchtung darf nicht über den Bestimmungsbereich hinaus 
strahlen. 

• Zulässig sind nur voll abgeschirmte Leuchten (0 % Upward Light Ra-
tio) mit vollständig geschlossenem, staubdichtem Gehäuse (Schutz-
klasse IP 65) und einem für die meisten Arten wirkungsarmen Farb-
spektrum (ohne UV-Anteil, geringer Blaulichtanteil, warmweißes Licht 
mit Farbtemperaturen von 1600 – 2400 K, max. 3000 K), deren Ober-
fläche sich nicht auf mehr als 60 °C aufheizt. 

• Die Lichtpunkthöhen sind möglichst niedrig zu halten. 

• Die höchstzulässige Beleuchtungsstärke beträgt 5 Lux für die Weg- 
und Zugangsbeleuchtung von Grundstücken sowie 10 Lux für Hof- 
und Parkplatzbeleuchtung. 

 

 

Umsetzung im Bebauungsplan 

• Festsetzung als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft. 

 

V 6: Die ausführenden Baufirmen sind vor der Vorbereitung des Baufeldes 
über das Vorkommen von streng geschützten Tierarten zu informieren. 
Es ist darauf hinzuwirken, dass Funde von streng geschützten Tierarten 
unverzüglich der Unteren Naturschutzbehörde gemeldet werden. 

Umsetzung im Bebauungsplan 

Es besteht keine Rechtgrundlage für eine Festsetzung dieser Maß-
nahme im Bebauungsplan. Sie wird daher als Hinweis zum Artenschutz 
aufgenommen.  

 

 Externe naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahme 

Zum Ausgleich der Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft, die nicht inner-
halb des Bebauungsplangebiets kompensiert werden können, wird eine Teil-
fläche von 1.453 m² des Flurstücks Flur 22, Flurstücks-Nr. 2/2 herangezogen. 
Es handelt sich hierbei um eine Teilfläche der Ökokonto-Maßnahmen „Altmä-
anderflutung Weschnitzinsel“ mit einer ökologischen Wertigkeit von 30.060 Bi-
otopwertpunkten. Die Maßnahme ist bereits hergestellt.   
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Lageplan der zugeordneten Ausgleichsfläche. Eiling Planungsgesellschaft mbH, Heidelberg 
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Legende zum Lageplan der zugeordneten Ausgleichsfläche. Eiling Planungsgesellschaft 
mbH, Heidelberg 

 

 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung oder zum Ausgleich von 
Schallimmissionen 

Zur Vermeidung, Verringerung oder zum Ausgleich von Schallimmissionen 
werden im Bebauungsplan Festsetzungen zu einer Geräuschkontingentie-
rung, zum Schutz vor Gewerbelärm und zum Verkehrslärmschutz getroffen. 

 

• Geräuschkontingentierung 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans wird eine Geräuschkontin-
gentierung durch Festsetzung von Emissionskontingente (LEK) nach DIN 
45691 “Geräuschkontingentierung” vorgenommen. Damit wird sicherge-
stellt, dass die Nachbarbebauung vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 
Sinne des BImSchG geschützt wird. Grundlage hierfür ist das schalltechni-
sches Gutachten „Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 
57-1 „Schön Klinik Lorsch – 1. Änderung und Erweiterung“2 der Stadt 
Lorsch“, das von der FIRU GFI – Gesellschaft für Immissionsschutz mbH, 
Kaiserslautern, mit Datum vom 16.02.2024 erstellt wurde.  

Die Emissionskontingente innerhalb des Plangebietes sind dabei so fest-
zusetzen, dass an den nächstgelegenen Gebäuden in der Nachbarschaft 

 

2 Der Bebauungsplan Nr. 57-1 „Schön Klinik Lorsch – 1. Änderung und Erweiterung“ wurde 
zwischenzeitlich in Bebauungsplan Nr. 57-1 „Nördlich des Starkenburgrings“ umbenannt. 
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mit schutzbedürftigen Räumen die dort maßgebenden Immissionsricht-
werte der TA Lärm nicht in unzulässiger Weise bzw. nur in einem Rahmen, 
der sich aus der bereits bestehenden Gemengelagesituation städtebaulich 
vertretbar erscheint, überschritten werden. Die aus schalltechnischer Sicht 
immissionsrelevante Vorbelastung der bestehenden Gewerbeflächen im 
Umfeld des Plangebietes sind bei der Festlegung der Emissionskontin-
gente als bestehende Vorbelastung berücksichtigt. Dabei wird im schall-
technischen Gutachten - auf der sicheren Seite liegend - angenommen, 
dass die bestehenden, gewerblichen Nutzungen die geltenden Immissions-
richtwerte bereits ausnutzen. Dies bedeutet, dass für die zusätzlichen 
Emissionsquellen an den maßgeblichen Immissionsorten um 6 dB(A) redu-
zierte Immissionsrichtwerte der Beurteilung zugrunde zu legen sind. 

Daraus leiten sich die folgenden maximal möglichen Emissionskontingente 
LEK für das Plangebiet ab: 

 

Emissionskontingente LEK in dB 

 LEK, Tag [db(A)] LEK, Nacht [db(A)] 

GEe 1.1 41 34 

GEe 1.2 44 31 

GEe 2.1 36 21 

GEe 2.2, GEe 2.3 44 34 

 

Im Plangebiet werden danach nur Betriebe und Anlagen zugelassen, deren 
Schallemission die festgesetzten Emissionskontingente nicht überschrei-
ten. Höhere Emissionen sind dann zulässig, wenn der Beurteilungspegel 
der Betriebsgeräusche unter Berücksichtigung von pegelmindernden Ab-
schirmungen auf dem Betriebsgrundstück bzw. dem Schallausbreitungs-
weg das dem Betriebsgrundstück zugeordnete Immissionskontingent an 
den maßgeblichen Immissionsorten unterschreitet. Die entsprechenden 
Nachweise sind im Rahmen der jeweiligen Bauantragsverfahren zu erbrin-
gen. 

 

Mit der festgesetzten Geräuschkontingentierung werden die Planwerte an 
allen maßgeblichen Immissionsorten in den Sondergebieten für gesund-
heitliche Zwecke eingehalten. Die möglichen Geräuschkontingente werden 
durch die bestehenden und zulässigen Nutzungen in den geplanten Son-
dergebieten begrenzt. Dagegen werden die Planwerte an den Immission-
sorten an den bestehenden Wohngebäuden in der gemischten Baufläche 
westlich des Geltungsbereichs des Bebauungsplans (Am Forstbann 25 
und 26) um 19 dB(A) am Tag und um 14 dB(A) in der Nacht unterschritten, 
am Immissionsort im benachbarten bestehenden Gewerbegebiet werden 
die Planwerte um 21 dB(A) am Tag und um 16 dB(A) in der Nacht unter-
schritten. 

Um das geplante Gewerbegebiet insgesamt unter schalltechnischen Ge-
sichtspunkten besser zu nutzen, werden gemäß Anhang A.2 der DIN 
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45691: 2006-12 zusätzliche Regelungen zur Erhöhung der Emissionskon-
tingente für einzelne Richtungssektoren getroffen. Für diese Richtungssek-
toren werden Zusatzkontingente festgelegt, die bei der Beurteilung der zu-
lässigen Gewerbelärmeinwirkungen an den Immissionsorten innerhalb der 
jeweiligen Richtungssektoren zu berücksichtigen sind. Der Bezugspunkt im 
nordwestlichen Teil des Plangebiets ist dabei so gewählt, dass für einen 
möglichst großen Winkelbereich um diesen Bezugspunkt Zusatzkontin-
gente vergeben werden können. 

 

Richtungs-
sektor 

Richtungswinkel der Sek-
toren 

Zusatzkontingente 

(Norden 0°, Drehung im 

Uhrzeigersinn) 

Tag 
[dB(A)] 

Nacht 
[dB(A)] 

A 30° 85° 0 0 

B 85° 300° +21 +16 

C 300° 30° +19 +14 

Richtungssektoren und Zusatzkontingente 

 

Der Bezugspunkt für die Richtungssektoren ist wie folgt definiert: 

Bezugspunkt X= 469230 Y= 5498700 

Koordinatensystem UTM 32, Referenzsystem ETRS89, EPSG-Code: 
25832 

 

• Verkehrslärmschutz 

Die Verkehrslärmeinwirkungen insbesondere durch den Kfz-Verkehr auf 
dem Starkenburgring haben bei der ursprünglichen Planungskonzeption 
mit einer Klinik an den dem Starkenburgring zugewandten Fassaden der 
geplanten Gebäude Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 
18005 am Tag und in der Nacht verursacht. Zum Schutz vor den Verkehrs-
lärmeinwirkungen waren daher Schallschutzmaßnahmen erforderlich. Hier-
für wurden Vorgaben zu passiven Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. 

Die Anforderungen an den passiven Schallschutz sind in der DIN 4109 de-
finiert. Dort werden die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Au-
ßenbauteilen von Gebäuden unter Berücksichtigung unterschiedlicher 
Raumarten oder Nutzungen genannt. Diese sind abhängig von den Lärm-
pegelbereichen, in denen die zu schützenden Nutzungen liegen. Die Lärm-
pegelbereiche werden vom „maßgeblichen Außenlärmpegel“ abgeleitet. 
Dieser maßgebliche Außenlärmpegel ist auf die Tageszeit (Tag oder 
Nacht) zu beziehen, die die höheren Anforderungen ergibt. Er ist gemäß 
Punkt 4.4.5 der DIN 4109-2 unter Berücksichtigung der verschiedenen 
Lärmquellen (u.a. Straßenverkehr, Schienenverkehr, Gewerbe- und Indust-
rieanlagen) zu ermitteln. Hierzu werden die bei freier Schallausbreitung er-
mittelten Geräuscheinwirkungen durch die Hauptlärmquellen Verkehr und 
Gewerbe energetisch addiert und zu dem Summenpegel ein Zuschlag von 
3 dB(A) addiert.  
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Die so ermittelten Lärmpegelbereiche im Plangebiet wurden im bislang gül-
tigen Bebauungsplan dargestellt und gekennzeichnet. Diese Regelungen 
sind in die Änderung des Bebauungsplans übernommen, da auch für Ge-
werbegebiete Anforderungen an die maximal zulässigen Innenraumpegel 
einzuhalten sind. 

 

 

 

• Gewerbelärmvorbelastung  

Aufgrund der bei freier Schallausbreitung prognostizierten Überschreitun-
gen der Immissionsrichtwerte der TA Lärm bzw. der Orientierungswerte der 
DIN 18005 am Tag und in der Nacht für Krankenhäuser waren innerhalb 
der festzusetzenden Sondergebiete Lärmschutzmaßnahmen vorzusehen.  

Aufgrund der Regelungen der TA Lärm, die den maßgeblichen Immission-
sort in 0,5 m vor der Mitte des geöffneten Fensters definiert, kann gegen-
über dem Gewerbelärm kein passiver Schallschutz angewendet werden. 
Zweckmäßige Schallschutzmaßnahmen gegenüber dem Gewerbelärm ha-
ben entweder die Einhaltung des Immissionsrichtwerts durch Reduzierung 
der Gewerbelärmeinwirkungen zu gewährleisten oder sicherzustellen, dass 
an den von den Überschreitungen betroffenen Fassadenabschnitten einer 
Bebauung innerhalb der Sondergebiete keine zu öffnenden Fenster von 
schutzbedürftigen Räumen mit der Schutzbedürftigkeit von Bettenräumen 
in Krankenhäusern und Pflegeanstalten gemäß DIN 4109 angeordnet wer-
den. Eine Reduzierung der Beurteilungspegel an den Immissionsorten 
kann durch Abschirmung beispielsweise in Form von vorgelagerten Gebäu-
den in der Umgebung, eine entsprechende Gebäudeanordnung oder bau-
lich-technische Maßnahmen wie eine zweite vorgehängte Fassade, ver-
glaste Balkone, Laubengänge oder Prallscheiben erreicht werden. Die Si-
cherstellung, dass keine zu öffnenden Fenster von schutzbedürftigen Räu-
men an den von Überschreitungen betroffenen Fassadenabschnitten an-
geordnet sind, kann über eine entsprechende Grundrissorientierung oder 
feststehende Fenster erfolgen.  

Im bislang gültigen Bebauungsplan wurden für den Schutz gegenüber dem 
Gewerbelärm entsprechende Festsetzungen getroffen. Diese werden für 
die verbleibenden Sondergebietsflächen übernommen. 

 

9.8. Zusätzliche Angaben 

 Technischer Umweltschutz (Abfall / Abwasser) 

Mit Umsetzung des Vorhabens entstehen Nutzungen mit zusätzlichem 
Schmutzwasseraufkommen. Nähere Angaben hierzu können auf Ebene des 
Bebauungsplans jedoch nicht getroffen werden. 

Im Rahmen des Umweltberichts können zugleich keine näheren Angaben 
über die im Bereich des Planungsgebiets künftig zu erwartende Abfallerzeu-
gung gemacht werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass neben typi-
schen Siedlungsabfällen, die durch den Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis 
Bergstraße (ZAKB) beseitigt werden, weitere gewerbliche Abfälle anfallen 
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können, die einer gesonderten Entsorgung bzw. Verwertung in dafür zugelas-
senen Anlagen bedürfen. 

 

 Energie 

Mit Umsetzung des Vorhabens entstehen Nutzungen mit zusätzlichem Ener-
giebedarf. Nähere Angaben zum zu erwartenden Energiebedarf können auf 
Ebene des Bebauungsplans jedoch nicht getroffen werden. 

 

 Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegenüber den Folgen des Klima-
wandels 

Trotz einer bereits über Jahrzehnte andauernden Forschung zum anthropo-
gen induzierten Klimawandel können die genauen, innerhalb der kommenden 
Jahrzehnte zu erwartenden Folgen des Klimawandels auf globaler sowie auf 
kleinräumlicher Ebene bisher nicht abschließend oder eindeutig prognostiziert 
werden. 

Einig sind sich die Prognosen für Deutschland in Bezug auf die Erwartung 
einer grundsätzlich höheren Durchschnittstemperatur, die sich insbesondere 
in wärmeren Wintern, längeren sommerlichen Hitzeperioden und einer Ver-
schiebung der jährlichen Niederschläge hin zu feuchteren Wintern und trocke-
neren Sommern zeigt. Die Zahl der Extremwetterlagen wie bspw. Stürme, Ha-
gel, unwetterartige Gewitter, kleinräumliche Starkregen und im Vergleich zur 
Durchschnittstemperatur strengen winterlichen Kälteeinbrüchen wird voraus-
sichtlich weiter zunehmen. 

Das Plangebiet weist aufgrund seiner Lage, Eigenart und Nutzung als „Gebiet 
für gesundheitliche Flächen“ und Eingeschränktes Gewerbegebiet keine er-
höhte Exposition oder Empfindlichkeit gegenüber den Folgen des Klimawan-
dels auf. 

 

 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die 
Umwelt 

Durch die geplanten Vorhaben ergeben sich in Hinblick auf Unfälle oder Ka-
tastrophen keine besonderen Risiken. In Bezug auf das kulturelle Erbe kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass kleinflächige archäologische Fundstellen 
betroffen werden.  

Risiken für die menschliche Gesundheit können sich durch die Lärmemissio-
nen der geplanten Nutzungen ergeben. Mit Einhaltung der Immissionsricht-
werte der TA Lärm bzw. der Normen zum Verkehrslärmschutz kann eine ge-
sundheitsgefährdende Wirkung jedoch ausgeschlossen werden. 

Weitere Risiken für die menschliche Gesundheit und die Umwelt können sich 
durch die künftigen Nutzungen ergeben, insbesondere, soweit es sich um ge-
werbliche Nutzungen z.B. im Bereich der organischen Chemie, der Biotech-
nologien, der Medizin oder der Physik handelt. Der Bebauungsplan kann 
hierzu jedoch keine näheren Regelungen zur Zulässigkeit solcher Nutzungen 
treffen. In der Folge ist es nicht möglich, im Umweltbericht die daraus folgen-
den Risiken abzuschätzen. 



Stadt Lorsch, Begründung zum Bebauungsplan Nr. 57-1 „Nördlich des 
Starkenburgrings“ Fassung zur Offenlage vom 17.09.2025 

 

Seite 79 

 

 

 Kumulationswirkungen mit den Auswirkungen von Vorhaben benach-
barter Plangebiete 

Der Stadt Lorsch liegen keine Informationen zu einer potenziellen baulichen 
Entwicklung im näheren Umfeld des Plangebiets vor. Dementsprechend löst 
der Bebauungsplan auch keine Kumulationswirkungen aus.  

 

 Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Aufga-
ben aufgetreten sind, technische Lücken oder fehlende Kenntnisse 

Bei der Zusammenstellung der Angaben sind keine Schwierigkeiten, techni-
sche Lücken oder fehlende Kenntnisse aufgetreten.  

 

 Beschreibung der verwendeten technischen Verfahren 

Für die Erstellung des Umweltberichts waren keine technischen Verfahren er-
forderlich.  

 

 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erhebli-
chen Umweltauswirkungen der Planung  

Entsprechend § 4 c BauGB sind die erheblichen Umweltauswirkungen durch 
die Gemeinde zu überwachen, um insbesondere unvorhergesehene nachtei-
lige Auswirkungen festzustellen und in der Lage zu sein, geeignete Abhilfe-
maßnahmen zu ergreifen. Unvorhergesehen sind Auswirkungen, wenn sie 
nach Art und/oder Intensität nicht bereits Gegenstand der Abwägung waren.  

Aufgrund der Bestandssituation im Plangebiet und der vorgesehenen Nutzung 
sind Auswirkungen, die nicht bereits Gegenstand der Abwägung waren, nicht 
zu erwarten.  

 

 Referenzliste der für den Umweltbericht herangezogenen Quellen 

Für den Umweltbericht wurden folgende Quellen herangezogen: 

• Artenschutzrechtliches Gutachten, erstellt durch BFL Heuer & Döring 
Landschaftsarchitektur und Bauleitplanung, Wiesbaden, Juli 2025 

• Bemessungswasserstände für Bauwerksabdichtung in Lorsch, erstellt 
durch: BGS Umweltplanung GmbH, Darmstadt, zum Mai 2003 

• Fachinformationssystem Grundwasser- und Trinkwasserschutz Hessen 
(GruSchu); aufgerufen unter: http://gruschu.hessen.de/mapapps/re-
sources/apps/gruschu/index.html?lang=de 

• Umgebungslärmkartierung 2017; dargestellt im Lärmviewer Hessen; 
aufgerufen unter: http://laerm.hessen.de/mapapps/resources/ 
apps/laerm/index.html?lang=de 

• Schalltechnische Untersuchung, erstellt durch FIRU GfI mbH, Gesell-
schaft für Immissionsschutz mbH, Kaiserslautern, August 2016 



Stadt Lorsch, Begründung zum Bebauungsplan Nr. 57-1 „Nördlich des 
Starkenburgrings“ Fassung zur Offenlage vom 17.09.2025 

 

Seite 80 

 

• „Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 57-1 „Schön 
Klinik Lorsch – 1. Änderung und Erweiterung“3 der Stadt Lorsch“, FIRU 
GFI – Gesellschaft für Immissionsschutz mbH, Kaiserslautern, 
16.02.2024. 

• Archäologische Untersuchung „Lorsch, In den langen Ruten Süd – Er-
kundung nach archäologischen Resten mit Geomagnetik – Messbe-
richt“, GGU – Gesellschaft für Geophysikalische Untersuchungen mbh, 
Karlsruhe, 10.03.2023. 

• Kampfmitteluntersuchung „Lorsch, In den langen Ruten Süd – Erkun-
dung nach Kampfmitteln mit Geomagnetik – Messbericht“, GGU – Ge-
sellschaft für Geophysikalische Untersuchungen mbh, Karlsruhe, 
10.03.2023. 

• Geophysikalischer Abschlussbericht, OBK Süd GmbH, Ortung & Ber-
gung von Kampfmitteln, Bensheim, 27.09.2024 

• Geotechnischer Untersuchungsbericht, Geotechnik BFW GmbH, Mainz, 
01.07.2015. 

• „Geotechnischer Untersuchungsbericht, Lorsch, Bebauungsplan Nr. 57, 
Erweiterung Südost (Bereich „Schön Klinik)“, Geotechnik Team Mainz 
GmbH, 05.06.2023. 

 

 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Beim Plangebiet handelt es sich um eine bereits teilweise baulich erschlos-
sene Fläche. Planungsrechtlich liegt es größtenteils im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“. Dieser weist die Flächen süd-
lich der Bestandsbebauung als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Kli-
nikgebiet“ aus. Nachdem das ursprüngliche Planungsziel, Neubau eines 
Krankenhauses, nicht mehr realisierbar ist, sollen die Flächen im Süden um-
gewidmet werden. Richtung Norden soll zudem die bestehende Erschließung 
wirtschaftlicher genutzt werden. 

Da die Stadt Lorsch einer stetigen nach Baugrundstücken für gewerbliche 
Nutzungen sowie für gesundheitliche Zwecke, die in den bestehenden Bau-
gebieten nicht mehr gedeckt werden kann, unterliegt, sollen durch die Ände-
rung des Bebauungsplans ausreichend große Bauflächen zur Ansiedlung von 
Unternehmen sowie von Anlagen für gesundheitliche Zwecke als Angebots-
fläche bereitgestellt werden. 

Außerdem soll in Hinblick auf die Lage am Ortsrand eine angemessene land-
schaftliche Einbindung gesichert werden. Des Weiteren sollen gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse unter Beachtung der Auswirkungen auf die 
umgebenden Nutzungen gewährleistet werden. 

Im Rahmen einer baulichen Nachverdichtung ergeben sich weitreichende 
Auswirkungen auf die Naturgüter. Ein erheblicher Teil dieser Auswirkungen ist 
jedoch bereits bislang auf Grundlage des bestehenden Bebauungsplan Nr. 57 

 

3 Der Bebauungsplan Nr. 57-1 „Schön Klinik Lorsch – 1. Änderung und Erweiterung“ wurde 
zwischenzeitlich in Bebauungsplan Nr. 57-1 „Nördlich des Starkenburgrings“ umbenannt. 
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„Schön Klinik Lorsch“ zulässig. Im nördlichen Teilbereich werden jedoch auch 
zusätzliche Baurechte geschaffen, die ohne Aufstellung des Bebauungsplans 
nicht gegeben wären. Insbesondere wird im Vergleich zum tatsächlich vor-
handenen Bestand eine zusätzliche Versiegelung auf ca. 2,5 ha zugelassen.  
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10. Zusammenfassende Erklärung 

Gemäß § 10a BauGB ist dem Bebauungsplan eine Zusammenfassende Er-
klärung beizufügen, die erläutert, in welcher Art und Weise die Umweltbelange 
und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im Flächen-
nutzungsplan berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach 
der Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Pla-
nungsmöglichkeiten gewählt wurde 

 

10.1. Zielsetzung der Planung 

Beim Plangebiet handelt es sich um eine bereits teilweise baulich erschlos-
sene Fläche. Planungsrechtlich liegt es größtenteils im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Nr. 57 „Schön Klinik Lorsch“. Dieser weist die Flächen süd-
lich der Bestandsbebauung als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Kli-
nikgebiet“ aus. Nachdem das ursprüngliche Planungsziel, Neubau eines 
Krankenhauses, nicht mehr realisierbar ist, sollen die Fläche umgewidmet 
werden. 

Da die Stadt Lorsch einer stetigen Nachfrage nach Baugrundstücken für ge-
werbliche Nutzungen sowie für gesundheitliche Zwecke, die in den bestehen-
den Baugebieten nicht mehr gedeckt werden kann, unterliegt, sollen durch die 
Änderung des Bebauungsplans ausreichend große Bauflächen zur Ansied-
lung von Unternehmen sowie von Anlagen für gesundheitliche Zwecke als An-
gebotsfläche bereitgestellt werden. 

 

10.2. Berücksichtigung der Umweltbelange 

Die Umweltbelange sind im Planungsverfahren durch eine Erhebung des der-
zeitigen Zustands von Natur und Landschaft, eine Erfassung der durch die 
Planung zu erwartenden Eingriffe und eine Regelung der zum Ausgleich die-
ser Eingriffe erforderlichen Maßnahmen berücksichtigt. Weiterhin wird eine 
Emissionskontingentierung zum vorbeugenden Immissionsschutz vorgenom-
men.  

Zudem wird für die gewerbliche Entwicklung eine Fläche vorgesehen, der 
keine besondere Bedeutung für den Naturhaushalt zukommt. Die ökologisch 
wertvollen Vegetationsstrukturen werden durch die Festsetzung von Öffentli-
chen Grünflächen planungsrechtlich gesichert.  

 

10.3. Ergebnis der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

…wird im Laufe des Verfahrens ergänzt…  

 

10.4. Geprüfte anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Nutzungsalternativen 

Vorhabenalternativen im Sinne von grundlegenden alternativen Nutzungs-
möglichkeiten wurden für das Planungsgebiet im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes nicht geprüft, da eine Entwicklung als Klinikgebiet aufgrund 
geänderter Absichten des Vorhabenträgers nicht mehr realisierbar ist und es 
ausgehend von den umgebenen Nutzungen Ziel der Planung ist, gewerbliche 
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Bauflächen und Flächen für gesundheitliche Anlagen zu entwickeln. Darüber 
hinaus erscheinen andere Nutzungen aufgrund der bestehenden Schallbelas-
tung als unrealistisch.  

 

Grundsätzliche Standortalternativen 

Derzeit verfügt die Stadt Lorsch über keine nennenswerten Gewerbeflächen 
mehr, die Flächen sind alle vermarktet. Eine Aktivierung von Gewerbebrachen 
ist nicht möglich, da diese nicht vorhanden sind. Entsprechende Flächen wur-
den in den vergangenen Jahren zu Wohnflächen oder Flächen für soziale Nut-
zungen entwickelt, böten auch weder die erforderliche verkehrstechnische 
Anbindung noch die erforderliche Grundstücksgröße. Dies führte zu einem re-
alen Verlust von ca. zehn Hektar Gewerbefläche, die anderen Nutzungen zu-
geführt wurden. Aktuell kann nachfragenden Betrieben kein Angebot an 
Grundstücken gemacht werden. 

Standortalternativen für die geplanten Nutzungen wurden im Vorfeld der Flä-
chenauswahl daher nicht betrachtet. Überwiegend handelt es sich um eine 
bauplanungsrechtlich bereits überplante Fläche, welche aufgrund geänderter 
Absichten des Vorhabenträgers nicht mehr entsprechend der bestehenden 
Darstellungen des Flächennutzungsplans bebaut werden kann, aber für eine 
gewerbliche Nutzung geeignet ist. Die Erweiterungsfläche im Norden nutzt 
eine bereits bestehende Erschließung und stellt eine Arrondierung der bishe-
rigen Nutzungen im Umfeld dar.   

 


